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Großherzogthum Baden .

Nachdem der Durchlauchtigſte Fuͤrſt und

Herr , Herr Carl Friedrich , Großher —

zog zu Baden, Herzog zu Zaͤhringen und

ſ. w. Ober⸗ und Erbherr zu Fuͤrſtenberg ,

Baar und Stuͤhlingen , ſammt Heiligen⸗

berg Hauſen , Moͤskirch , Hohenhoͤwen ,

Wildenſtein und Waldsberg ; zu Leinin⸗

gen , Mosbach ſammt Miltenberg , Amor⸗

bach , Duͤren , Biſchofsheim Hartheim und

Lauda ; zu Klettgau ; zu Thengen ; zu Kraut⸗

heim ; zu Werthheim ; zu Neidenau und
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Billigheim , auch zu Haͤgnau u . ſ. w. durch

Höchſt Dero Grundgeſetz uͤber die kirchliche

Verhaͤltniſſe Ihres Staats ; d . d, Carls -

ruhe den 14ten May 180) 7. ſaͤmmtliche

Ehe⸗Sachen , die vorhin in einem großen

Theil ſolcher Lande bey den Kirchen - Ge⸗

richten eroͤrtert werden mußten , von dieſen

abgezogen , und ſie fuͤr Gegenſtaͤnde der

polizeylichen Eroͤrterung des Staats erklaͤrt

haben , unter dieſem Geſichtspunct aber

nicht mehr alle jene Rechte und Entſchei⸗
dungs⸗Wege einſchlagen koͤnnen, die fuͤr
jene Behandlungsart vorgeſchrieben oder
hergebracht waren : ſo wird hiermit uͤber

die Rechts- Verhaͤltniſſe dieſes Standes ,

und úber die darauf Bezug habenden Staats⸗

Einwirkungen die oberherrliche Willens⸗

Meinung , dem Auftrag jenes Grund - Ge-
ſetzes gemaͤß, zum allgemeinen Norm ver⸗

kuͤndet , wie folgt :

——
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Im Allgemeinen . “

( Weltlichkeit der Ehe . ) .

1 ) Die Ehen an ſich , als ein buͤrgerlicher

Vertrag betrachtet , und alle daraus fließende

buͤrgerliche Gerechtſame und Verbindlichkeiten er⸗

halten ihre Weſenheit , Kraft und Beſtimmung

ganz und einzig von den landesfuͤrſtlichen Ge⸗

ſetzen.

( Kirchlichkeit der Ehe . )

2 ) Dieſe Geſetze heben damit die kirchliche

Natur dieſes Vertrags nicht auf , und koͤnnen

alſo niemals eine ſolche Anwendung erhalten ,

womit ein Theil genoͤthiget wuͤrde , etwas zu

thun oder zu unterlaſſen , wobey ihn die Grund —

ſaͤtze ſeiner Kirche fuͤr das Gegentheil verpflich —

ten , fo wie hinwiderum denen Kirchen - Geſetzen

keine Anwendung von den Staats - Beamten ge⸗

ſtattet werden darf , wodurch die buͤrgerliche

Ordnungsmaͤßigkeit oder Guͤltigkeit einer den

Staats - Geſetzen gemaͤßen Verbindung angegrif —

fen wuͤrde.



( Polizeylichkeit der Ehe⸗Sachen )

3 ) Alle Strittigkeiten , welche die Eingehung Ei

Rechts⸗Beſtaͤndigkeit oder Wieder - Auflöſung ei⸗

ner Ehe , auch Erziehung der ehelichen Kinder

betreffen , ſind keine Gegenſtaͤnde der richterlichen

ſondern blos der polizeylichen Eroͤrterung , die

aber eben deswegen auch nur uͤber jene vier
'

Beziehungen fih verbreiten darf , und alles , was die

Folgen auf die Ehelichkeit der Kinder , ſo wie

auf das Vermoͤgen und die Diſpoſition daruͤber

unter Lebendigen und von Todeswegen , beruͤhret,

nach wo noͤthig getroffener Vorſorge , daß Nie⸗

mand vor der Suchung des Rechts durch ' den

aus den polizeylichen Anordnungen entſtehenden

pati Stand der Dinge gefaͤhrdet werden
tnne, den Gerichten üͤberlaſſen muß.

A j

Von den Eigenſchaften und Be -

dingungen zu Schließung einer

Ehe .

( Ehe - Unmuͤndigkeit . )
4 ) Mannsperſonen koͤnnen guͤltig nicht
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heyrathen , ehe ſie das achtzehende , und Weibs⸗

perſonen ehe ſie das vierzehende Jahr zuruͤckge⸗

legt haben : auch nach Beſchreitung der hierdurch

beſtimmten Ebemüundigkeit bleibt die Hey⸗

rath unbefugt , ehe Erſtere das fuͤnf und

zwanzigſte , letztere das achtzehende Jahr zuruͤck⸗

gelegt haben , doch kann in Abſicht dieſes hoͤhern

Alters die Staats - Regierung Nachſicht bewilli⸗

gen , und zwar kann es mit Beobachtung der

geſetzlichen Vorſchriften die Unter⸗ polizeybehoͤrde

bey Weibsperſonen bis auf zwey fehlende Jahre

bey Mannsperſonen bis auf vier einſchließlich ;

die Gber⸗polizeybeboͤnde bey Weibsper ſonen

pon drey und pier , und bep Mannsperfonen von

fünf fehlenden Jahren ; alein der Regent ſelbſt

aber oder ſeine oberſte Staats - Behoͤrde koͤnnte

Weibsperſonen , die noch nicht vierzehn oder

Mannsperſonen , die noch nicht zwanzig Jahr

alt ſind , bey vorhandenen ſeltenen aäußerſt wich⸗

tigen und dringenden Gruͤnden heyrathsfaͤhig er —

kläͤren. Bey alen Mannsperſonen , die Kriege⸗

dienſtpflichtig ſind wird vorausgeſetzt , daß ihnen

das Alter nicht nachgelaſſen werde , ehe ſie vom

Kriegsdienſt losgeſprochen ſind .



( Verwandſchafts⸗Hinderniß . )
5 ) Eine Ehe fann { wegen zu naher Vers

wandſchaft guͤltig nicht eingegangen ters

den , von Bluts⸗Verwandten oder Verſchwaͤger⸗

ten in auf - und abfteigender Linie ; alſo zwiſchen

Ahnherrn oder Ahnfrauen und ihren Abkömm⸗

lingen , oder deren hinterbliebenen Ehegatten ,

ſie ſeyen ehelich oder unehelich , ingleichem nicht

bon Geſchwiſtern , Halb - Goſchwiſtern ( d. i . die

einen Vater und zwey Muͤtter haben) und

Stief⸗Geſchwiſtern ( d . i . die eine Mutter und

zwey Vaͤter haben ) ebenfalls ohne Unterſchied

der ehelichen oder unehelichen Geburt ; endlich

hiht von . der Muhme mit dem Neffen aus ehes

licher Bluts - Verwandſchaft : ſie iſt ferner unbe —

fugt , wann ſie : 1 ) mit des Bruders Wittib ,

2 ) mit der verſtorbenen Frauen Schweſter ,

3 ) mit der eheleiblichen Nichte , 4 ) mit einem

Geſchwiſterkind , oder 5) mit einem Halb - Geſchwi —

ſterkind , alles aus ehelichen Banden gerechnet , ohne

beſondere Staats - Erlaubniß eingegangen wird . Die

Staats Behoͤrde kann jedoch fuͤr dieſe ruͤgbare Faͤlle,

wann ſie vor der Verehelichung darum angerufen

wird , Nachſicht bewilligen, und zwarin letzteren bee⸗



den Foͤllen die Unterpolizey / ſo oft nur nichts beſon⸗

ders hinderliches vorliegt ; in den erſten drey Faͤllen

nur die Ober⸗Polizeybehoͤrde, und nur , wann

kein Verdacht vorausgegangener unziemlichen Ver⸗

traulichkeit da iſt ; nach erfolgter unehelicher

Schwängerung / mithin eingetrettener Familien⸗

Hurerey aber niemals , auch nicht unter dem

Vorwand der abzuwendenden Schande von El⸗

tern und Kindern . Alle in obigen Benennullgen
nicht einbegriffene Fälle ſind von Staatswegen

erlaubt und bedürfen alfo keiner Nachſichts⸗Er⸗

klaͤrung ( Diſpenſation . )

( Gebundenheit )

6 ) Eine Ehe kann guͤltig nicht eingegangen

werden , wann eines der beeden Ehetheile in Be⸗

zug auf die Ehe ſchon gebunden iſt . Gebun⸗

den iſt derjenige , der fih in einer , in Bezug

auf das Band noh nih : geloften Ehe befindet

( Art . 46 . ) ingleichem derjenige , wer in einem

die Verbindlichkeit des eheloſen Standes nach

Kirchen⸗Geſetzen mit ſich führenden Kirchen⸗

Amt ſteht/ ſo lang er nicht rechtmaͤßig in den

weltlichen Stand zuruͤckgetreren iſt .

*



( Ehe : Verfänglichkeit )
7 ) Eine Ehe kann guͤltig nicht eingegan⸗

gen werden , wann eine Ebe⸗Verfänglich⸗
keit mit unterlauft , d. h. wann Eines oder

das Andere der Ehegatten ein Verbrechen beging ,
das die Abſicht oder doch den Erfolg hatte ,
die Hinderniſſe der Ehe aus dem Wege zu raͤu⸗

men . Dieſem zufolge iſt unguͤltig: a ) die Ehe

zwiſchen dem Entführer und der Entfuͤhrten ,
wann die Ehe nicht , nachdem die Entfuͤhrte in

Freyheit und außer der Gewalt des Entfüuͤhrers

geſetzt iſt , mit Einwilligung aller deren Ein⸗

willigung zu Schließung der Ehe noͤthig gerves

fen twårep erneuert wird . b ) Unguͤltig iſt die

Ehe eines wegen ſeines Chebruchs geſchiedenen
Ehegatten mit demjenigen Theil Rmit welchem

jener den Ehebruch beging , ſo lange der unſchul —

dig geſchiedene Ehegatte lebt . Unguͤltig iſt fer⸗

ner : . ) die Ehe zweyer Perſonen , wovon die

eine den ihrer Verheyrathung im Wege ſtehen⸗
den Ehegatten ( ſeye es ihr eigener , oder der

des andern Theils mit dem ſie ſich verbinden

will ) getödtet hat , die Ermordung mag von

Einem aus ihnen ſelbſt oder von einem Andern

+
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aus ihrer Veranlaſſung bollbracht worden ſeyn /

und der andere Theil der neu zu verlobenden

Perſonen mag darum Wiſſenſchaft gehabt haben

oder nicht .

( Ehe - Unbermoͤgen . )

g ) Cine Che it unguͤltis / toann der

eine Theil der Ehegatten an fid ) oder in Bezug

auf den andern Theil als unheilbar un ver⸗
moͤgend zur ehelichen Beywohnung in die Che

tritt , ohne daß dieſe es wußte und bewilligte .

Finden fih , nad Urtheil der Kunſtverſtaͤndigen ,

zuverlaͤßige Zeichen einer an ſich oder zwiſchen

beeden fortdauernden unheilbaren Unvermoͤgenheit,

fo tritt die Unguͤltigkeit ſogleich ein ; iſt das Da⸗

ſeyn oder die Unheilbarkeit ztweifelhaft, ſo kann

nur nach einem , unter angemeſſenem ehelichen

Verhalten und gebrauchten Heilmitteln , wo die⸗

fe noͤthig erachtet werden durch drey Jahre

fruchtlos fortgeſetztem Zuſammenwohnen die Un⸗

guͤltigkeit fr bewährt angenommen werden .

Eine nachher erſt entſtandene Unvermoͤgenheit ver⸗

nihtes die Ehe nicht . Im Zweifel uͤber frühe⸗
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res Daſeyn oder ſpäteres Entſtehen iſt die Vers

muthung fuͤr Erſteres zu faſſen .

(unfrehyheit. )
9 ) Eine Ehe iſt unguͤltig , zu welcher

nicht die freye Einwilligung beeder Ehegatten

zuſammengewirkt hat . So bald dieſe hiezu ein⸗

tritt , wann ſie etwa auch Anfangs gefehlt haͤtte ,
fäͤllt dieſer Grund der Ungültigkeit weg . Die

freye Einwilligung mangelt bey Perſonen , die

nur in einem ſinnloſen oder hoͤchſttrunkenen

Zuſtand einwilligen; desgleichen bey jenen , die

durch Zwang oder Droͤhung zur Einwilligung
vermocht wurden , wann nach Beſchaffenheit der

Kraͤfte, der Zeit , des Orts und der perſoͤnlichen
Ruͤckſichten man nach Billigkeit von der uͤber⸗

waͤltigten Perſon niht Fordern konnte , daß ſie

mehr haͤtte thun ſollen , um ſich der Einvilli⸗

gung zu entziehen . Dieſe Unguͤltigkeit tritt ein ,
wann gleich nur bey einem der beeden Cheleute

die Freyheit der Einwilligung mangelt . Sie

faͤllt hingegen weg , ſobald dieſe t heil in den

Zuſtand freyer Einwilligungs-Faͤhigkeit gekom⸗

men iſt , und ſeine Einwilligung ausdruͤcklich vor
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Zeugen wiederholt, oder durch die That ſelbſt

bep der geſchloſſenen Ehe beharret . Damit je⸗

doch hieruntet über das Debarren feine Ges

faͤhrde oder Mifdeutung Platz greife , ſo ſoll

nicht jede kurze Fortſetzung der Ehe im freyen

Gemuͤthsſtande fuͤr ein ſtillſchweigendes Beharren

bey der Einwilligung gelten , ſondern nur jene

welche ſechs Monate nach gehobener Hinderniß

andauerte , ohne die obrigkeitliche Huͤlfe dagegen

aufzurufen . Hingegen ſoll die fortgeſetzte Zuſam⸗

menwohnung ohne weiteren Beweiß einer im

freyen Zuſtand fortgeſetzten ehelichen Beywoh⸗

nung fuͤr eine Beharrung noch nicht gelten , ſo

lang jene Zeit nicht berlaufen iſt ,

( Irrthum . )

10 ) Eine Ehe iſt ferner ungültig ,

toann eines von beeden Ehegatten in einem uns

verſchuldeten weſentlichen Irrthum bey Er⸗

theilung ſeiner Einwilligung ſich befi , We⸗

ſentlich iſt der Irrthum : a ) wann eineg

der beeden Ehegatten für eine andere . Perfon

gehalten wurde , als es wirklich iſt : b ) wann

N
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einem der beeden Ehegatten eine Eigenſchaft er⸗

mangelt , die nach dem allgemeinen Zweck

aller Ehen von jedem Vernuͤnftigen ſtillſchwei⸗

gend vorausgeſetzt wird ; dergleichen Vorausſe —

tzungen ſind : Abweſenheit ekelhafter und zugleich

ſchwer heilbarer Koͤrper- Gebrechen ; Abweſen⸗

heit periodiſcher , den freyen Gebrauch der Ver —

nunft , der Sinne oder der Glieder hemmende

Zuſtände ; Nichtbefangenheit in peinlichen Ver⸗

brechen ; Nichtſchwangerſchaft der in die Ehe ein —

getrettenen Weibsperſon von einem dritten

Schwaͤngerer . Weſentlich iſt ferner der Irrthum :

c ) wann einem der beeden Ehegatten eine Ei⸗

genſchaft mangelt , die der Andere vorausſetzen

zu muͤſſen ausdruͤcklich und ernſtlich erklaͤrt, und

deren Abweſenheit jener darauf wiſſentlich ver -

hehlt , oder das Gegentheil davon faͤlſchlich vor —

gegeben hat . Auch dieſer Mangel wird gehoben ,

ſobald der Irrende nach erlangten Beweiſen des

Irrthums bey der geſchloſſenen Ehe beharret .

Hier folgtjedoch das Beharren aus den bloßen

nachmals wiederholten ehelichen Beywohnung
oder dem fortgeſetzten Zuſammenwohnen allein

fhon eben fo gut , als aus einem Ablauf von



ſechs Monaten nach erkanntem Irrthum ohne

Aufruf der obrigkeitlichen Huͤlfe.

( Staats Ungehorſam . )

I1 ) Eine Ehe , wovon der eine oder der

andere Theil in Bezug auf Eingehung einer Ehe⸗

Verbindung einer fremden Gewalt unter

worfen iſt — und zwar einer ſolchen , deren Lo —ͤ

ſung nicht von ſeiner Entſchließung abhängt , iſt

unbefugt , wann ſie eingegangen wird , ohne daß

die Bewilligung der Behoͤrde erlangt , oder von

einer hoͤhern obrigkeitlichen Stelle erſetzt worden

waͤre , ſofort auch wirklich ungültig , falls

derjenige Theil , deſſen Einwilligung noͤthig war /

auf Zernichtung dringen will . Wo der ordnungs⸗

widrig heyrathende Ehetheil die Freyheit hat ,

ſich von jener Gewalt loszuſagen , da iſt die

Ehe blos unbefugt , mithin ſtrafwuͤrdig , und

gilt als eine Losſagung von jener Gewalt und

ihren Vortheilen . Dieſemnach a ) beſteht die

Ehe eines Unterthanen , der ohne Staats - Er⸗

laubniß ſich jedoch uͤbrigens in einer guͤltigen

Form heyrathet ; wirkt aber , wann ſie außer

Lands erſchlichen wuͤrde , den Verluſt des Unter⸗



thanen⸗Rechts , und nach Befinden weitere Strafe j
auch b ) beſteht die Ehe eines Ober - Officiers ,

der ohne Kriegsherrliche Erlaubniß ſich heyrathet ,

vorbehaͤltlich ſeines Dienſtverluſts und aller wei⸗

teren Strafe , welche die Kriegs - Geſetze ihm an⸗

drohen moͤgen; hingegen c ) ift die Che eines

Unters Officiers oder gemeinen Soldaten ohne

Erlaubniß ſeines Vorgeſetzen ungültig . Da⸗

gegen d) gilt die Leibesherrſchaft , fo lang fie

noch hier und da im Großherzogthum beſteht ,

in Hinſicht auf Heyrathen nicht fuͤr eine Unter⸗

wuͤrfigkeit unter fremde Gewalt , und kann alſo

weder zur Geſetzmaͤßigkeit noch zur Guͤltigkeit

der Ehe eine Einwilligung der Leibes - Herrſchaft ,

wann ſie nicht aus andern Gruͤnden , z. E. als

Unterpolizeyliche Erlaubniß LArt . 17. ] noͤthig iſt ,

erfordert werden .

( Familien - Ungehorſam . )

i2 . ) Sremde Einwilligung haben

ferner auch die Ehen derjenigen ledigen Leute

noͤthig, die noh Eltern am Leben haben , inglei⸗

chem die Ehen der Minderjährigen , mithin un⸗
ter Pflegſchaft ſtehenden Perſonen . Wer noch

einen
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einen leiblichen Vater oder Mutter am Leben

hat , kann eine erſte Heyrath nicht ſchließen , obne

den Conſens der Eltern ju erbitten : ift er

noch eheunmuͤndig , ſo muß er ihn auch wirklich

etlangt haben , oder er muß bis zu ſeiner

Heyrathsfreyheit , d. i. bis zu jenem Alter ,

wor inn er ohne Staats⸗Nachſicht heyrathen Fanny

zu warten ; iſt er aber heyrathsfrey / ſo kann er

wenn hinlaͤngliche Gruͤnde vorhanden find , bep

der deßfallſigen Ober - Polizeybehoͤrde uͤber Un⸗

billigkeit der Verſagung Beſchwerde erheben , und

in den dazu geeigneten Faͤllen Erſetzung der man —

gelnden Einwilligung erlangen , welche dann dag

Gleiche wirft ; twas diefe Zuſtimmung ſelbſt ge⸗

wirkt haben wuͤrde , auch den heyrathenden Ehe »

gatten und ihren Rindern an ihren Erb⸗ und

Familien⸗Rechten zu keinem Nachtheil gereichen

mag . Wo beede Eltern am Leben und uͤber die

Einwilligung zweyſpaͤltiger Meynung ſind , gehet

die Meynung des Vaters als entſcheidend vor ,

wann dieſer nicht mundtodt iſt , wo ſonſt die

Meynung der Mutter vorgeht , und wann uͤbrigens
nur das Kind nicht unterlaſſen hat , die Ein⸗

willigungsbitte bey der Mutter anzubringen ,

Ehs⸗Ordnung .

REINEI, EAEE A EE AA
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Die Großeltern treten nach Abſterben eines Ehe⸗

gatten nur alsdann an des verſtorbenen Stele
in Bezug auf die Einwilligungs⸗Nothwendigkeit,
wann von einem Großkinde die Rede iſt , das

ſie in Pflege und Erziehung uͤbernommen haben .

Wo bey Waiſen entweder außer der Mutter ,
oder weil die Kinder vater⸗ und mutterlos ſind

ſtatt deren , ein Pfleger beſtellt iſt , da muß

die Nachſuchung ſeiner Einwilligung geſchehen /

obwohl im Widerſpruch gegen die Meynung der

Mutter Letztere vorwirkt . Ein mundtodt gemach⸗

ter Elterntheil , ingleichem ein ſolcher , der außer

Europa , oder unwiſſend wo ? ſich aufhaͤlt , wird

in Bezug auf die Einwilligung in der Che fuͤr

nicht vorhanden angeſehen, und mithin nur der

andere Ehetheil oder der Pfleger alsdann be⸗

ruͤckſichtigt . Cine Ehe , welcher die hier erforder —

te Einwilligung gänzlich ermangelt , ſo daß ſie

weder wirklich, noch durch obrigkeilliche Ergaͤn⸗

zung geſetzlich vorhanden iſt , iſt unguͤltig , und

wenn ſie die Eltern je beſtehen laſſen wollen ,

koͤnnen ſie dennoch das ungehorſame Kind ent⸗

erben . Bey unehelichen Kindern kommt es nur

auf die Einwilligung der Mutter an , es waͤre
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dann ; der Bater hátte der Pflege und Etziehung

des Kindes , wie ein ehelicher Bater fih fo ange -

nommen , daß es von ihm in den geſetzlich be⸗

ſtimmten Faͤllen das Sechſtel - Erbe zu hoffen

haͤtte; in dieſem letztern Fall iſt deffen Einwilli⸗

gung ſo noͤthig, toie jene eines ehelichen Baters ,

Wer einmal verheyrathet war , und des Bandes

wieder ledig wird , hat — er ſey maͤnnlichen oder

weiblichen Geſchlechts , zur Wiederverheyrathung

elterliche Bewilligung nicht nothwendig , obwohl

er , wann ihm an der oͤffentlichen Achtung ge⸗

legen ift ; die Bitte um ihren Segen zu feinem

Vorhaben nie unterlaſſen wird .

( Ehe⸗Uebereilung und Ausharrungs⸗

geit )

13 ) Ein verheyrathet geweſener Ehegatte
fann niht unmittelbar nach Auflöͤſung ſeiner vo⸗

rigen Ehe zu einer weitern ſchreiten, ſonſt be⸗

geht er eine Ebe - Uebereilung . Wird die⸗

Ehe durch Tod aufgelöſet, ſo muß der Wittwer

drey Monate , die Wittwe aber neun Monate ,
vom Todestag an , warten , oder bey beſon⸗

ders dringenden Gruͤnden , von der Unter⸗Poli⸗
B 2
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zeybehörde Nachſicht der Ausharkungs - oder

Trauerzeit auswirken . Geſchah die Auflöſung

der Ehe durch Vernichtung , ſo gilt das naͤm⸗

liche ; geſchah ſie aber durch Scheidung vom

Bande , ſo beſtimmt ſich die Ausharrungs⸗

zeit durch die unten folgende Masgabe uͤber

die Wirkung ſolcher Ehe⸗Auflöſungen , und ift -

im geringſten Fall der vorigen gleidh . ` Eine Ehe

die wider dieſes Geſetz anſtößt , bleibt zwar

guͤltig, iſt aber unbefugt und ſtrafwuͤrdig ,

und wann ein alg reif und ausgetragen erfanne

tes Kind zur Welt kaͤme, deſſen zu neun Mo⸗

nat von der Geburt ruͤckwärts berechnete Em⸗

pfaͤngniß noch in die vorige Ehe zuruͤckgeht, be⸗

nimmt ihm dieſe neue Verbindung nichts an

den Vaterſchafts⸗Rechten aus der vorigen Ehe,
es waͤre dann , daß es von dem zweyten Vater

mit Einwilligung eines Pflegers und der Ober —

Vormundſchafts⸗Behoͤrde fuͤr der weiten Ehe

angehoͤrig anerkannt wuͤrde , wo es alsdann auch

nur dieſer allein angehoͤrt.
S

D an aN
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Von der Berathung und Beſtzt⸗

tigung der Ehe .

( Unwirkſamkeit des Eheverſprechens . )
14 ) Die Ehe iſt ein Vertrag von ſo wich⸗

tigen Folgen auf das ganze Leben , und erfordert
zum Vollzug ſo manche Vorbereitung , daß ſie

nicht ohne vorausgegangene oͤftere und reife Er⸗
waͤgung und manche wechſelſeitige Berathung
geſchloſſen werden kann . Hieraus haben fi
Ebe⸗Verlsbniſſe gebildet , nemlich rechts⸗
verbindliche Vertraͤge uͤber die kuͤnftige wirkliche
Schließung einer Ehe. Hinwiederum aber haben
dieſe ſo mancherley Leichtſinn im moraliſchen Be⸗

tragen der Verlobten gegeneinander , und ſo
manche beſchwerliche olgen ksp geaͤnderten Ge⸗

ſinnungen der Verlobten nach ſich gezogen , daß
um ihrentwillen ſchon vorhin in einem Theil der

an Uns gekommenen Staaten alle äußere Rechts⸗

Verbindlichkeit der Ehe- Verſpruͤche aufgehoben ,
worden war , ſo daß niemals daraus irgend ein

Klage⸗Recht auf kuͤnftige Eingehung der Che .



ai

noch ſonſt eine rechtliche Wirkung entſpritigen
konnte , es moͤge ſolches Verſprechen mit was
immer fuͤr Feyerlichkeiten verſehen ſeyn/ auch

ohnangeſehen , daß zwiſchen den Verlobten ein

ehelicher Umgang oder Schwängerung nachge —

folgt ſey , und ohnangeſehen der Beguͤnſtigung

eines kuͤnftigen Kindes , die etba zum Vorwand

der anſprechenden Erfuͤllung der Zuſage genom⸗

men werden wollte . In Erwägung , daß die

Ehe billig ein Band der hoͤchſten Einigkeit ſund

Vertraulichkeit ſeyn ſolle ; die durch keinerley ,

wann auh noch ſo entfernte Sinwirkung des

Staats , dem freyen Wilen der Verlobten, ſo

lang ſie nicht wirklich geſchloſſen iſt , aufgedrungen

werden dürfe , erklaͤren Wir dieſe Vorſicht fün

geltend auf Unſer ganzes Großherzogthum , und

mithin alle Ehe- Verloͤbniſſe fuͤr unverbindlich .

( Wirkung der Trauſcheinsbitte . )

150 Damit jedoch Niemand die unvermeid⸗

liche Vorbeſprechungen uͤber Eingehung einer Ehe

zwiſchen zwey Perſonen benutzen koͤnne, um den

andern Theil in mancherley vergebliche Vorberei⸗

tungs Koſten zu ſezen , und nachmals zu deſſen
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Schaden ungeſtraft zurückzugehen : ſo iſt anmit

verordnet , daß , ſobald beede Theile einſtimmig

ihren Trauſchein von ihrer Staats⸗Behoͤrde löͤſen,

dieſes fuͤr eine verbindliche Crklaͤrung gelte , es wolle

derjenige , wer zuruͤcktrete, dem andern einen ge⸗
ſetzlichen Abtrag fuͤr Schaden und Koſten zahlen ,

wo hernach von da an , aber auch erſt von da

an , auf Gefahr und Erſatz des etwa noch reuig

werdenden Theils Anſchaffungen gemacht werden

koͤnnen . Hierbey verſteht ſich von ſelbſt , daß

es den Verlobten oder ihren Eltern und Pfle⸗

gern frey ſtehe , dieſen Schein ſchon laͤngere Zeit

vor dem wirklichen Gebrauch zum Ausruf zu loͤ⸗

ſen , nemlich ſo lange , als ihnen noͤthig duͤnket

um ihre Einrichtung vorzubereiten , wann nur

zwiſchen dem Empfang des Trauſcheins und

der wirkiichen Ehe - Vollziehung nicht mehr als

ein halbes Jahr dazwiſchen tritt , indem ein laͤn⸗

gerer Verzug die Kraft des Trauſcheins ertödtet

mithin zu Erlangung des Aufgebots die gemein⸗

ſchaftliche Erwirkung eines neuen Trauſcheins noͤthig

macht , auch ohne dieſe keine Erſatz - Verbindlich —
keit fuͤr den Abtretenden und kein Recht zum

ferneren⸗braͤutlichen Umgang beſtehet .
i



( Abtrags⸗Sum men . )

; 16 ) Um jedoch zu verhuͤten , daß in den

Anſchaffungen „ ſo weit ſie dem andern Theil zur

Laſt fallen koͤnnen , niemals eine drückende Ueber⸗

maſe Statt finden moͤge, oder Stoff zu weit⸗

läuftigen Streitigkeiten über den Betrag entfteher

erklären Wir weiter , daß die in obigem Fall

ftatt findende Vergütungen , ohne Hinfiht auf

den Aufwand , welchen der Gegentheilint einzel

nen Fall wirklich gemacht hat , von der obrigkeit⸗

lichen Behoͤrde, ſo weit nicht zwiſchen den Bethei⸗

ligten ein Vergleich deßfalls zu Stande kommt ,

auf einen Abtrag ermäßigt werden ſollen , der

in zehen Procent des ohngefähren billigen An⸗
ſchlags desjenigen Vermoͤgens , welches der reuige

Theil in die Ehe wuͤrde einzubringen gehabt ha —

ben , beſtehe , iedoch mit der weitern Beſtimmung ,

daß ſolcher bey amtsſaͤßigen Dorfsbewohnern oder

ſtͤͤdtiſchen Hinterſaßen niemals unter zwanzig

und iber Einhundert Gulden , bey amtsſaͤßi⸗

gen Städtebewohnern niemals unter dreißig und

uͤber dreyhundert Gulden , bey kanzleyſaͤßigen

Perſonen aber niemals unter fuͤnfzig und uͤber

Eintauſend Gulden ermeſſen weiden folle ; wann
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gleich bey der Beſchaffenheit des vorliegenden

Vermoͤgens⸗Betrags jener Maaßſtab nach Pro⸗

centen eine geringere oder hoͤhere Beſtimmung

an die Hand geben wuͤrde . Dieſer Abtrag fällt

ganz weg , wo beede Theile eine ohngefähr gleiche

Schuld am Rückgang nach billigem obrigkeitli⸗

hem Ermeſſen haben / und kann bis zur Hälfte

desjenigen Betrags / welcher obigen vorgeſchrie⸗

benen Regeln zufolge ſich ergeben wuͤrde , ge⸗

mindert werden , wann der reuig gewordene Theil

von dem andern einigen , obwohl vernuͤnftiger

weiße zur Aufhebung der wechſelſeitigen Heyraths⸗

Abſichten unhinlaͤnglichen / dann doch zu einer

Unzufriedenheit erheblich zu achtenden Anlaß

empfangen hat . Wo dieſes nicht iſt , da muß dem

reuigen Theil noch daneben , je nach Vermoͤgen

eine Leichtſinnsbuſe von fuͤnf bis zwanzig Gulden

auferlegt werden .

( Trauſcheine . )

17 ) Niemand außer den Standesherrn ſoll

in unſerem Großherzogthum ausgerufen , weniger

noch getraut werden , es habe dann jeder Theil

der beden Verlobten ſeinen Trauſchein , das

ADTA
ži
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iſt das Zeugniß ſeiner unmittelbar vorgeſetzten
Policey⸗Behoͤrde, daß nach dem , was ihr be⸗

kannt und durch Befragung der Betheiligten zu

erkundigen geweſen ſey , die Ehe keine Staats⸗

hinderniſſe habe , daß iſt , nichts von jenen

Erforderniſſen , mangle , welche zur Guͤltigkeit

und Befugtheit einer Ehe - Verbindung zri :

ſchen beeden nothwendig ſind . Diejenige Perſon

oder Stelle , welche dieſen zu ertheilen hat ,

muß uͤber Alter , Verwandſchaft , Ehe⸗

loſigkeit , Willensfreyheit und Ein⸗

willigung derer , die zu bewilligen haben ,

den ihr untergebenen Theil befragen , und wo

ſeine Erlaͤuterung Zweifeln Raum gaͤbe, oder

wo ſie eine vorgaͤngige Beſeitigung eines An⸗

ſtands als nothwendig zeigte , muß ſolche erſte⸗

renfalls die noͤthige Beſcheinigungen erheben ,

letzternfalls die vorgängige Erledigung der Anſtäͤn⸗

de beſorgen , mithin den Trauſchein nie ertheilen ,

ehe ſie uͤber alle bekannte oder muthmaßliche An⸗

ſtände die zur Geſetzmäßigkeit der Ehe zureichen⸗

de Aufſchluͤſſe erhalten hat . Hierzu gehoͤrt außer
den Erforderniſſen , welche daruͤber der vorherge —

hende Abſchnitt angiebt , bezuͤglich auf jene , die
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vorher ſchon geheyrathet waren , und ihren vorigen

Ehegemahl fuͤr todt angegeben wann dieſes

nicht dem Ertheiler des Müszkülſſcheine zuverläßig

befannt if ] die Vorlegung eines Todes⸗Berichts

oder Todes⸗Scheins , ſodann hinſichtlich auf ſolche,
die eine Scheidung vom Bande fuͤr ſich anfuͤh⸗

ren , die Vorlegung des Trennungs⸗Scheins
der Staatsbehoͤrde , und , wo es nach dieſem Ge⸗

feh erfordert wird , die Aufweiſung eines Erlaub⸗

niß⸗Scheins zur Wieder - Verheyrathung von ih—⸗

rer Kirchen - Obrigkeit , indem nicht zugege⸗

ben werden kann , daß Jemand , der geſchieden

wird , zur zweiten Che ſchreitet , wann ſolches

mit den Gründſaͤtzen derjenigen Kirche , zu der

er fich bekennet , ſo ſtark anſtoßt , daß dieſe ihm

eine Nachſicht nicht geſtatten kann , obgleich dem⸗

jenigen von Staatswegen keine Hinderniß der

Wiederverheyrathüng in den Wege gelegt if p

der als unſchuldig geſchieden ward .

( Aufgebot oder Ausruf . )

18 ) Jeder ohne Unterſchied des Standes

oder der Eigenſchaften , mit alleiniger Ausnahme

der Standesherrn , muß nach erlangtem Trau⸗

ſchein noch dreymal von acht zu acht Tagen in
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demjenigen Kiechſpiel , deſſen Glied er he detfe o
bigen Zeit iſt , ausgerufen , d. h. fein Heys

( a

raths⸗Vorhaben dem verſammelten Kirchſpiel
durch den Pfarrer angezeigt werden , um ſicher

zu ſeyn , daß nicht etwa verborgene Hinderniſſe
der Ehe unentdeckt bleiben . Waͤre annebſt ein

Ehetheil demjenigen Kirchſpiel , worin er zu

dieſer Zeit ſeßhaft iſt , noch nicht volle drey Mo⸗

note einverleibt, ſo muß zugleich der Ausruf
noch weiter in demjenigen Kirchſpiel , dem er

zuvor angehoͤrte , geſchehen . Ohne Trauſchein
darf kein Ausruf , ſo wie nachmals ohne Zeug⸗
niß , daß die Aufgebote obrigkeitlich nachgelaſſen

>» oder die nicht nachgelaſſene verrichtet worden ,
keine Trauung vollzogen werden .

( DTr auun . )

19 ) Die Trauung . felbft als Staatshand⸗

lung betrachtet , iſt die Vernehmung , Beſtäͤttigung
und Beurkundung des Pfarrers ( oder Rabbiners )
daß eine freye Einwilligung zweyer Leute zur alsbal⸗

digen Ehe⸗Verbindung vor ihm und der Ges

meinde erklaͤrt worden ſey . Wo dieſe Erklaͤrung
nicht in einer kirchlichen Verſammlung geſchieht ,
mifen außer dem Pfarrer und ſeinem Kirchen⸗
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diener , ſodann den beeden Chegatten und deren

etwaigen Eltern , noch zwey Perſonen als Zeu⸗

gen und Repraͤſentanten der Gemeine gegenwaͤr⸗

tig ſeyn . Der Pfarrer verrichtet ſie bey ſeinen

Religionsgenoſſen nach den Ritual - Vorſchriften

ſeiner Kirche ; bey fremden Religions⸗Genoſſen ,

die noch eine kirchliche Trauung annehmen , des⸗

gleichen , nur mit Weglaſſung jener Gebraͤuche ,

die gegen deren Religions - Formen ſtreiten ; bey

ſolchen aber , die gar keine kirchliche Trauung

verlangen , als Wiedertaäͤufer , Separatiſten , oder

wo ſonſt die kirchliche Trauung Anſtände hat ,

um welcher Willen jedoch der Regent die Che⸗

ſchließung nicht zuruͤck zu halten verordnet haͤtte ,
blos mittelſt der Befragung uͤber Daſeyn , Frey⸗

willigkeit und Beharrlichkeit ihres ehelichen Vor⸗

habens und der darauf vom Pfarrer ertheilten

Erklaͤrung , daß ihm keine in Staatsgeſetzen
gegruͤndete Anſtände bekannt ſeyen , und er mit⸗

hin ihnen als Staatsbeamter und von Staats⸗

wegen , ohne Folge auf eine kirchliche Billigung

dieſer Ehe, die Ermaͤchtigung gebe , als Cheleute

zuſammen zu leben , und ſie aller Rechte und

Pflichten dieſes Standes cheilhaftig erklaͤte.



( Trauungs⸗ Beamter . )

20 ) Dieſe Trauung kann verrichten der or⸗

dentliche Pfarrer des Braͤutigams , oder je⸗

ner der Braut , oder wann die neu angehende

Eheleute ſogleich in einem dritten Kirchſpiel ſich

haͤußlich niederlaſſen , der ordentliche Pfarrer ih -

res künftigen Kirchſpiels . Derjenige , der ſie

verrichtet , muß ſich wegen der Aufgebote , welche

in andern als in ſeiner Pfarrey geſchehen mußten ,

den Entlaßſchein / d. i. das Zeugniß des be⸗

treffenden Pfarrers , daß die geſetzmaͤßige Aufge⸗

bote geſchehen, oder die nicht geſchehene obrigkeit ,

lich erlaſſen und ihm keine rechtliche Anſtaͤnde

der Verheyrathung vorgekommen ſeyen , vorlegen

laſſen. Kein anderer Pfarrer , auch wann er

kirchlicher Seits dazu ermaͤchtiget waͤre, kann

dieſe Handlung verrichten , wann nicht Staats⸗

Erlaubniß zur Trauung außer der behoͤrigen

Pfarrey ihm vorgelegt wird , und er muß ſich

wo dieſes geſchieht , als Stellvertreter desjeni⸗

gen Kirchſpiels ⸗Pfarrers anſehen, in welchem

die neuangehende Eheleute ſich niederlaſſen , mit⸗

hin in einem Schreiben an dieſen , alle zum Ein⸗

trag in das dortige Ehebuch noͤthige Umſtaͤnde ,
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fo wie er ſie dem ſeinigen einverleibet , zum dor⸗

tigen gleichmaßigen Eintrag melden .

( Unförmlichkeit der Ehe . )

21 ) So wie die unterlaſſene Erhebung ei⸗

nes Ausrufſcheins und der geſetzmaͤßigen Aufgebote
die Eheleute und den betteffenden Pfarrer nur

ſtraffaͤlig macht ; ſo wirkt hingegen die unterlaſ⸗
fene oder von einem unbehoͤrigen Pfarrer ver —

richtete Trauung eine Nichligkeit der Ehe , die

jedoch , wann ſonſt keine nicht zu hebende Hin⸗

derniſſe im Wege liegen , durch eine nach vor⸗

gaͤngiger Abſonderung der anmaßlichenEhegatten
vorgehende weitere ordnungsmaͤßige Trauung,

falls beede Theile neu einwilligen , gehoben wer⸗

den fann , und wird in dieſem Fall der Wieder —

beſtättigung die Ehe angeſehen, als ob ſie von An⸗

fang an guͤltig geſchloſſen worden waͤre, welches

auh fúr alle andere Faͤlle gilt , wo eine unguͤltige
Ehe durch ordnungsmäßige Beſeitigung der Hinz

derniſſe , und durch hinzutretendes neues Ein⸗

verſtaͤndniß der Betheiligten zu Kräften erwäͤchſt .

( Trauungszeit . )

22 ) Die Trauung kann zu jeder Zeit geſche
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hen , nur nicht in der Charwoche ; wann ſie jedoch

auf kirchlich geſchloſſene Zeiten faͤllt , d. i. auf

ſolche , an denen eine oder die andere Kirche

oͤffentliche Luſtbarkeiten mit dem Ernſt und der

Wuͤrde der kirchlichen Feyer unvereinbarlich fin —

det , ſo muß ſie in der Stille , d. h. ohne öffent —

lichen Kirchenzug und ohne Hochzeitmahl vor ſich

gehen . Die Täge koͤnnen ebenfalls nach Belie —

ben der Betheiligten beſtimmt p und fei

ner darf als auszeichnend fuͤr dieſe odet jene

Gattung von Perſonen behandelt werden , nur

muͤſſen jene Hochzeiten , die auf den Samſtag

oder Sonntag verlegt wuͤrden , in der Stille

vorgehen , auch darf derjenige , dem zwey Aufge —

bote nachgeſehen wurden , und der folglich nur ein

fúr allemal ausgerufen wird , nicht getraut werden ,

ehe volle drei Tage , vom Aufgebot an zu rechnen ,

umgelaufen ſind , damit dieſer Ausruf nicht zu

einer nutzloſen Form herabſinke.

( Auswärtige Heyrathen . )

23 ) Ehen , welche die Junlaͤnder im Auslande

mit habender Berechtigung ſchließen , muͤſſen , um

fuͤt hieſige Lande als guͤltig zu wirken , die Eigen⸗

ſchaften
s
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ſchaften und Bedingungen haben , welche der naͤchſt

vothergehende Abſchnitt feſtſetzt , oder es muß eine

beſondere Nachſicht deßfalls von der Ober⸗Polizey⸗
Behoͤrde vor Zulaſſung jener Wirkungen erlangt

werden ; hingegen in Bezug auf Berathung und
Beſtaͤtigung der Ehe genuͤgt es , wenn die Ehes

Leute dabey den Geſetzen desjenigen Orts nachge⸗

gangen ſind , an welchem ſieſich verehlichten , und

deßfalls einen Eheſchein vorlegen , d. i. das be⸗

glaubte Zeugniß des verfaſſungsmaͤßigen Trauungs⸗

Beamten daß die Trauung ordnungsmaͤßig bey

ihnen geſchehen ſey . Auslaͤnder , die in das Land

verehelicht einziehen , muͤſſen in Bezug auf die

Güͤltigkeit ihrer Ehe ſo gut als auf deren

Foͤrmlichkeiten nach ihren vorigen Landesgeſetzen
gerichtet werden , unter welchen die Ehe geſchloſ⸗

ſen ward , obwohl die kuͤnftige Wirkungen der

Che im Lande und die daraus erwachſende

Rechte und Pflichten unter die Herrſchaft der

hieſigen Geſetze verfallen , ſo weit nicht voraus⸗

gegangene guͤltige und mit den hieſigen Staats⸗

Geſetzen vereinbarliche Vertraͤge , oder ſolche , die

nach der Einwanderung in geſetzmaͤßiger Zeit

und Art nachgehohlt wurden , uͤber ihre Bera

Che⸗Ordnung . C
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haͤltniſſe beſondere zulaͤßige Beſtimmung geben.

Heimkehrende Innländer wie einwandernde Aus⸗

länder ſollen jedoch zur Theilnahme an der

Kirchſpiels⸗Genoſſenſchaft niht eher zugelaſſen

werden ) bis fie ihren Cheſchein dem betreffenden

Pfarrer vorgelegt haben , damit dieſer daraus das

Noͤthige zur jederzeitigen ſichern Nachricht feinem

Ehebuch einverleiben koͤnne.

IV ,

Von den ehelichen Rechten und

Pflichten .

( Gemeinſchaftliche Ehepflichten, )

24 ) Die Ehe iſt eine Verpflichtung zur be⸗

ſtaͤndigen gemeinſchaftlichen Zuſammenwirkung fuͤr

Erreichung aller Lebens⸗Beſtimmungen beeder

Theile und zu ausſchließlicher Geſtattung der Ge⸗

ſchlechts⸗ Vertraulichkeiten : hieraus fließen die

Verbindlichkeiten, welche beeden Theilen gemein⸗

ſchaftlich ſind , nemlich a ) einander die ihrer

Beduͤrfniß und Geſundheitslage angetheſſene Bey⸗

wohnung zu geſtatten , b ) keiner Perſon andern
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Geſchlechts außer cai Ehegatten eine umziem⸗

liche Vertraulichkeit zuzulaſſen ; Cc) ſich wechſel⸗
tige Huͤlfe , wo ſie nöͤthig iſt , in geſunden Tagen ,
ſo wie d ) wechſelſeitige Pflege in kranken Tagen zu

leiſten ; und e ) in Religions⸗ und Gewiſſens⸗Sa⸗
chen jeder den andern ſeiner Ueberzeugung ohne
Zudringlichkeit und Aergerniß zu uͤberlaſſen.

( Maͤnnliche Ehepflichten . )

25 ) Insbeſondere iſt der Mann ſeiner Frau
Schutz gegen alle Beleidigungen, Vertretung ih⸗
rer Rechts - Angelegenheiten in und außer Gericht ,
Darreichung des ſtandesmaͤßigen Unterhalts ,

Theilhaftmachung ſeines Namens , Wappens ,
Standes und Wohnung ( ſo weit nicht durch ein

rechtmaͤßiges Morgengeding ( Art . 37 . ) ein an =

deres ausgemacht wird ) und Vorſorge fuͤr die

Erhaltung ihres Vermoͤgens ſchuldig ; dagegen
erlangt er auf ſie eine leitende Gewalt , welche
jedoch durch Vernunft , Billigkeit und Wohlan⸗

ſtaͤndigkeit gemaͤßigt ſeyn muß , ſofort auf ihr
Vermögen diejenigen Rechte , welche die Heyraths

Verträhe⸗ oder in deren Ermangelung die Lan⸗

des⸗ oder Orts⸗ Rechte feſtgeſitzt haben.
E 2
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(Weibliche Ehe⸗Pflichten . )
26 ) Die Frau iſt ihrem Mann Folgſamkeit

in billigen Forderungen , Nachfolge in jeden neuen

Niederlaſſungs⸗Ort , den er zu erwäͤhlen ſich ord -

nungsmaͤßig entſchließt / unangeſehen aller etwa

dagegen gemachten Bedingungen , ( nicht aber in

ſolche Orte / wohin zu gehen Verbrechen und Land⸗

fluͤchtigkeit ihn noͤthigt) Beſorgung des Hausweſens,

und Fuͤhrung der Aufſicht uͤber das haͤusliche Ver⸗

halten der Familien⸗Genoſſen / Kinder und Geſinde

ſchuldig .

(Folgen der Uebertrettung . )

27 ) Die Uebertretung dieſer ehelichen Pflichten

eignet fich zuerſt zum guͤtlichenBeſſerungs⸗Verſuch
der Seelſorger und Sittengerichte hiernaͤchſt zur

ahndenden Zurechtweiſung der Unter⸗Polizey s Bea

horden ; bep fortdauernder Unverbeſſerlichkeit aber

zur abhüͤlflichen Erdͤterung der Ober ⸗Polizey - Be⸗

hoͤrde/ die darinn bis zu einjaͤhrigem Verhaft in

Beſſerungv⸗Haͤuſern vorangehen kann.
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Von elterlichen Rechten und

Pflich ten.
o

( Sum me der Eltern⸗Pflicht . )

28 ) Die edelſte Lebensbeſtimmung der Ehe⸗

Gatten ift die ; Erzeuger und Erzieher nachwachſen⸗
der Menſchen zu ſeyn . Dieſes legt ihnen im Allgemei⸗

nen die Pflicht auf: a) ihrer ehelichen Rechte ſich fo zu

bedienen , daß damit die Erzeugung der Kinder nicht

gehindert , noch ihr leibliches Wohl gefaͤhrdet werde ;

b ) die in der Ehe oder aus derſelben gebohrene

Kinder fuͤr die Ihrige zu erkennen und zu achten ; c)

ſie zur Benutzung der Erziehungs - Anſtalten , wo⸗

bon der Staat ihnen die Gelegenheit darbietet ;

anzuhalten , ſoweit ſie nicht eine vollkommenere

und beſſere Erziehung ihnen geben koͤnnen und

wollen ; d) ſie von alen “ unſittlichen auch ſonſt

verbotenen und geſetzwidrigen Handlungen durch Er⸗

mahnung , Beyſpiel und maͤßigeZuͤchtigung zu ent⸗

woͤhnen, und wann ſie fluͤchtig werden ſie , two

ſie ſolche finden , zu ergreifen und zuruͤckzunehmen ;

e) den maͤnnlichen Theil der Kinder zu irgend einer
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Fertigkeit / womit er ſich einſt nähren köͤnne , an⸗

zuleiten oder anleiten zu laſſen ; . ) allen den

Unterhalt zu reichen , ſo lang ſie nicht in dem

Stand ſich befinden , ſolchen ſelbſt zu erwerben ;

g ) fie zu vernuͤnftiger Schließung ihrer erſten

Ehe nuͤtzlich zu berathen , ohne ſie zu unanmuthi⸗

gen Ehen durch allzudringenden Zuſpruch oder

gar durch Drohung oder Zwang zu verleiten ;

h ) ſie , wann ſie Ehen auf gehorige Nachſuchung

ihres Gutheiſſens geſetzmaͤßig eingehen , nady Berz

haͤltniß ihres Vermdoͤgens, mit Ausſtattung , auch

Heyraths - Guth , oder Anhuͤlfe zu verſorgen .

Endlich i ) ſie , und zwar die Soͤhne bis ſie voll —

jaͤhrig oder durch Anlegung einer eigenen Haus⸗

haltung ſelbſt Familienhaͤupter geworden ſind ,

und die Toͤchter bis zu ihrer Verehligung gericht —

lich und außergerichtlich zu vertreten , und ihr Ver⸗

moͤgen zu verwalten , ſo weit nicht von Rechten und

Vermoͤgensſtuͤcken die Frage iſt , worinnſie fruͤher

durch das Rechtsgeſetz fuͤr ſelbſtſtäͤndig erklaͤrt ſind .

Ueber die Erziehungs⸗Pflichten Cad . c — e ) tritt die

Unterpolizey mit zweckmaͤßigen Anordnungen ,

und , wo noͤthig, die Oberpolizey mit allgemei⸗

nen Vorſchriften in das Mittel ; die Verſorgungs⸗

—

—



Pflicht , ( ad. . ) ſo wie das Vertretungs⸗ und
Vermoͤgens- Verwaltungs - Recht Cad . . ) bleibt

der Rechts - Geſetzgebung jeder Proving bis zum

Erſcheinen eines allgemeinen Geſetzbuchs uͤberlaſ⸗

ſen , wegen dem Einwilligungs - Recht iſt oben
im zweyten Abſchnitt ſchon das Noͤthige vorge⸗

kommen ; nur wegen der Anerkennungs-Pflicht
und wegen der Unterhalts⸗Schuldigkeit bleibt

hier noch naͤhere Vorſchrift zu geben.

( Anerkennungs - ⸗Pflicht des Vaters . )

29 . ) Ein Kind, das waͤhrend der Ehe ge-
bohren worden ; hat den Ehemann zum ehelichen
Vater , ſo bald dieſer es anerkannt hat , oder

anzuerkennen geſetzlich ſchuldig iſt . Derjenige
Ehemann hat ein ehelich gebohrenes Kind

anerkannt , der durch irgend eine beweisliche
Erklaͤrung die Ueberzeugung , Daf es ihm anges t
hoͤre, an den Tag giebt ; ingleichem derjenige , i
dèr feiner Taufe , Beſchneidung ) oder einem üͤber i
deffen Geburt angeſtellten Familien - Feſt an⸗ i
wohnt , und durch dieſe Darbringung oder Freu⸗

dens⸗Bezeugung einen oͤffentlichen Act der Has
t erſchaft ausuͤbt, nicht weniger derjenige , der ei⸗

TOE
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ner mit feinem Wiſſen ſchwangern Perſon ſich

antrauen läßt , oder ihr ehelüch beywohnt , ohne

ſich gerichtlich gegen die Vaterſchaft verwahrt zu

haben . Derjenige Ehemann ift ſchuldig , ſein

Kind anzuerkennen , der nicht einen beſondern

Rechts⸗ - Grund der Verläugnung anfuͤhren und

erweiſen kann . Niemand kann von ſolchen etwa i

vorhandenen Rechtsgruͤnden zur Verläugnung ei⸗
£

nes waͤhrend der Ehe gebohrenen Kindes Gebrauch

machen, als der Vater allein , ſo lang er es

nicht anerkannt hat , und , wann er ſtarb , ' ehe

die Anfechtungszeit umgelaufen iſt , deſſen

Erben .

( Verläugnungs - Rechted eſſelben . )

10 ) Rechtsgruͤnde der Verlaͤugnung ſind fol⸗

gende : a ) bey einem Rinde, deffen Geburt noch
nicht einhundert und achzig Tage von der Ein⸗

gehung der Che entfernt iſt , darf der Vater

zum Grund ſeines Widerſpruchs legen daß ſol⸗

ches dennoch nach Urtheil der Kunſtverſtaͤndigen

ausgetragen , mithin vor der Verehelichung em⸗

pfangen ſeye , vorbehaͤltlich des Gegenbeweiſes ,

daß ſchon vor der Ehe zwiſchen dem Ehegatten

TE

—

—..

——

ZEEN



Kind den Ehemann zum Vater habe . Bey ei⸗

nem Kinde , das erſt nach einer laͤngern Periode ,

von Schließung der Ehe an , zur Welt kommt ,

tritt das Verlaugnungs⸗Recht ein , d ) wann bewie⸗

ſen werden kann , daß der Ehemann in der ganzen

Zwiſchenzeit von dem einhundert und achzigſten
Tag vor der Geburt des Kindes ruͤckwaͤrts bis

zum dreyhundertſten , ſey es wegen weiter Orts⸗

Entfernung oder wegen den Folgen eines Zu⸗

falls , ſich in dem Zuſtand einer natuͤrlichen Un⸗

moͤglichkeit befunden habe , ſeiner Gattin ehelich

beyzuwohnen. Der bloße Vorwand einer Unmoͤg⸗

lichkeit zu einer fruchtbaren Beywohnung ,

d. i . die Vorſchuͤtzung eines Zeugungs - Unver —

moͤgens kann dazu nicht hinreichen , noch deß⸗

falls gehoͤrt werden . Jenes Recht der Verlaͤug—

nung tritt ferner ein : c ) wann bewieſen werden

fann ; nicht bloß , daß die Ehefrau Ehebruch ge⸗

trieben , ſondern auch daß ſie die Schwangerſchaft

bis zum Anfang des ſiebenden Monats oder län⸗

ger verheimlicht , oder gar die Niederkunft ver⸗

borgen hat , und der Ehemann nachmals That⸗

ſachen vorzutragen vermaͤg , welche die vernuͤnf⸗

41

Beyſchlaf gepflogen worden , und daher dennoch das
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tige Folgerung begruͤnden, daß er der Vater

nicht ſey , hingegen ohne daß eine Verheimlichung

der Schwangerſchaft oder Niederkunft dazu ge⸗

kommen , kann ein Vortrag ſolcher Thatſachen

nicht zugelaſſen / noch auf den bloßen Ehebruch

einer Verlaͤugnung der Vaterſchafteines ehelich

agoSrenen
Kindes Statt gegeben werden .

'

( Verläugnungs - Recht der Erben . )

31 . ) Ein Kind , das nach aufgelößter Ehe

innerhalb dreyhundert Tagen von der Ehefrau

gebohren wird , hat den vorigen Ehemann zum

Vater , wann nicht entweder der noch lebende

Vater ſolches aus einem der vorhin bemerkten

Rechtsgruͤnde verlaͤugnet und verläugnen darf ,
oder die Erben des verſtorbenen Vaters bewei⸗
ſen , daß ein anderer Vater ſey , welches nur

bey ſolchen Kindern geſchehen kann , die erſt nach

dem zweyhundert und ſiebenzigſten Tag auf die

Welt kommen , und in ſolchem Fall dadurch

geſchieht , daß gezeigt wird , der Verſtorbene ſey

in den letzten dreißig Tagen vor ſeinem Ende

durch Krankheit oder andere Zufälle in der na⸗

tuͤrlichen Unmoͤglichkeit geweſen , der Ehefrau
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ehelich beyzuwohnen, oder die Ehefrau habe in

dieſen dreyßig Tagen , oder in den nächſten dreißig

nach dem Tod , einem andern Manne ſich Preiß

gegeben , oder das in jener Zeit gebohrene Kind

ſey ſo unreif , daß nach dem Urtheil der Kunſt⸗

verſtaͤndigen ſeine Empfaͤngniß im aͤußerſten Fall ,

doch nach den Naturgeſetzen nicht bis zur Zeit ,

des Todes des Verſtorbenen zuruͤckgeſetzt werden

koͤnne.

( Verläugnungs - Zeit . )

32 ) Die Beſtreitung der ehelichen Vater⸗

ſchaft iſt an beſtimmte Friſten gebunden , welche

bep Verluſt des Verläugnungs - Rechts eingehal⸗

ten werden muͤſſen, und nicht verlaͤngert werden
können . Der Vater , wann er ſich an dem Ort ,

befindet , wo das Kind gebohren wurde , hat da⸗

zu dreißig Tage , die von der Geburt an laufen ;

war er zur Zeit der Geburt abweſend , ſo hat

er dazu ſechzig Tage , von Zeit ſeiner Heimkunft

an ; wuͤrde ihm aber , er ſey anweſend oder ab⸗

weſend , die Geburt des Kindes verſchwiegen , ſo

laufen ihm zwey Monate zur Verlaͤugnung und

iwar erſt von Zeit des entdeckten Betrugs an .
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Iſt der Mann geſtorben , ehe die Zeit zu einem

Widerſpruch abgelaufen war , und hat ſich uͤber

die Vaterſchaft nicht erklaͤrt , noch ſolche aner⸗

fannt ; fo baben die Erben von feinem Tod an

die nemliche Friſt , welche der Verſtorbene gehabt

haͤtte, mithin auth ) bep einem etwa noch unentdeckten

Betrug dag Recht , die Frit erft von Zeit der

Entdeckung an zu berechnen . Kam das Kind “

erſt nach des Vaters Tod auf die Welt , ſo

lauft ihnen die Friſt von da an eben ſo , wie

ſie dem Vater , wann er noch lebte , gelaufen

ſeyn würde . Eine bloße außergerichtliche Bes

ſtreitung þat keine Rechts⸗Wirkung ; fie muf

innerhalb jenen Friſten vor der Obrigkeit ange⸗

bracht , oder bey etwaigen Verhinderungen we⸗
nigſtens zum Protocoll eines Gerichts - Amts ' oder

Staats⸗Schreibers eingetragen ſeyn , und ohne

Saumſal des verlaͤugnenden Theils bis zum Schluß

fortgefuͤhrt werden .

( Unterhalts⸗Pflicht der Eltern . )

33 ) Der Unterhalt und Erziehungs - Aufwand

iſt bor allen Dingen aus dem jaͤhrlichen Ertrag

des Bermöͤ gens des Kindes zu nehmen , ſofern
—
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es ein Vermögen hat , deſſen Etttag nicht nutz⸗

nießungsweiſe den Eltern angehört , und ſo weit

ſolcher Ertrag reicht , niemalsaber muß der Stock

des Vermoͤgens ſelbſt darum angegriffen werden ,

ſo lang noch Eltern , oder ſolche Perſonen , die

Eltern - Stelle vertreten muͤſſen , vorhanden und

zur Unterhaltsleiſtung vermögend ſind , das heißt

ſo lang ſie bey angeſtrengtem Fleiß aus ihrem

Erwerb und ihrem Vermoͤgens -Einkommen oder

Vermoͤgen ſelbſt , dieſelbe beſtreiten können . Den

Zuſchuß zum Unterhalt liefert zuerſt der eheliche

Vater , ſo weit aber dieſer allein es nicht vers

mag , oder nicht mehr am Leben iſt , und die

Mutter eigenes abgeſondertes , d. h. nicht in des

Mannes Nutznießung ſtehendes Vermoͤgen hat ,

liefert ihn die Mutter . Wo dieſe nicht vermoͤ⸗

gend dazu find, muͤſſen zuerſt die Großeltern des

Vaters , und , ſo weit auch dieſe nicht die hinə

längliche Mittel dazu haͤtten, die Groß⸗Eltern

mütterlicher Seits den Unterhalts - Zuſchuß uͤberneh⸗

men, letztlich und ehe auf Unterhaltung aus Staats⸗

Koſten zuruͤckgegriffen werden kann / muͤſſen auch voll⸗

buͤrtige und halbbürtige - Geſchwiſter vom Bater

her , ( Holbgeſchwiſter ) dajn - nah Kraͤften beyge⸗

X



( Soͤhnerin ) ſo gut als ein eigenes Kind bey
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gezogen werden ; balbbürtige Geſhwifer von der

Mutter her , ( Stiefgeſchwiſter ) und weitloſere

Anverwandte ſind zu einer Mitleidenheit nicht

verpflichtet . Dieſer Unterhalt , ſobald er obrig⸗

keitlich ausgemeſſen werden muß , gehet nur auf

ſtandesmaͤßige genau zugemeſſene Nothdurft , und

wenn er nicht von leiblichen Eltern und Groß⸗

eltern zu leiſten iſt , ſetzt er immer voraus , daf

demy der fie reichen folly die eigene ſtandesmaͤßige

Nothdurft nach Verhaͤltniß ſeiner Familienlage

und Beduͤrfniſſe bleibe .

—.——..——
( Unterhalts⸗ Pflicht der Schwieger⸗

Eltern . )

34 ) Wo Kinder mit elterlich erlangter oder

geſetzlich ergaͤnzter Bewilligung geheyrathet ha —

ben , da werden die Eltern und Großeltern des

Sohnes auch ſchuldig , die Schwiegertochter ,

eintretender Noth zu unterhalten , und es geht
die Unterhalts - Schuldigkeit auf die leibliche

Eltern und Großeltern der Schwiegertochter nur

alsdann verhaͤltnißmaͤßig zuruͤck , wann deren

Schwiegereltern gar nicht oder nicht fuͤr das eere

T
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ganze Beduͤrfniß den Zuſchuß thun koͤnnen. Wo

aber die Heyrath wieder eines Elterntheils Wil⸗

len ohne erlangte Staats - Nachſicht geſchehen
iſt , da kann auf ſolchen Theil keine Ernährungs⸗
laſt der Schwiegertochter oder der aus der Ehe
kommenden Kinder zuruͤckfallen. Eben ſo wenig
wird die Familie der Frau jemals ſchuldig , den

Schwiegerſohn zu ernähren , ſobald die Ehe durch
den Tod der Tochter getrennt iſt , oder naͤher
dazu verpflichtete Perſonen vorhanden ſind . Von

der Ernaͤhrung des eigenen Kindes zur Nothdurft
koͤnnen ohnehin Eltern und Großeltern , weder

durch jenen Ungehorſam , noch durch irgend ein

anderes Vergehen deſſelben frey werden , ſobald
keine naͤher verpflichtete Quellen offen ſind .

( Beerdigungs⸗Koſten . )

35 . ) Die Unterhaltungs⸗Schuldigkeit umfaßt

auch bey Kindern , die ſterben , die letzte Krank⸗

heits⸗ und anſtaͤndige Beerdigungs⸗Koſten , doch
mit dem Unterſchied , daß , wo eigenes Hermi -

gen des verſtorbenen Kindes vorhanden iſt , die⸗

ſer Aufwand nicht auf den Ertrag beſchräͤnkt ift ;
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ſondern von dem Stock des Vermoͤgens genom⸗

men werden darf .

( Unierhalts - Dauer . )
36 ) Die Unterhaltungs - Schuldigkeit endige

ſich zwar in der Regel mit dem Zeitpunkt , wo

die Kinder Altershalber im Stande , auch durch

elterliche Vorſorge gehörig vorbereitet find ; ihren

Unterhalt in dem beſtimmten Lebensberuf ſelbſt

zu finden : jedoch wenn Kinder durch einen Un⸗

fall bleibend außer Stand ſind , ihren Unter —

halt zu verdienen , oder nachdem ſie es vermochten
in den Stand einer Unvermoͤgenheit zur Selbſt —

Ernährung zuruͤck verſetzt worden ; ſo tritt auch

erſteren Falls fortwaͤhrend, letzteren Falls von

neuem ; fùr die Beit der Dauer des Nothfalls ,

jene Schuldigkeit toieder eine

( Kindliche Pflichten . )

38 ) Aus ohigem ergiebt ſich durch Gegen⸗

ſatz die Pflicht der Kinder von ſelbſt . Sie ſind

den Eltern a ) Ehrerbietung , Gehorſam , und eine

volle Unterwerfung unter ihren, Wilen fhuldig ,

in fo weit. deren Befehle niht wider die Geſetze
a und

—
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und guten Sitten laufen; b) fie durfen feing

Handlungen , wodurch ihr Vermoͤgen vermindert

oder ihre Perſon verbindlich gemacht werden

kann , ohne deren Befragung und Bewilligung

unternehmen , ſolang ſie noch in der elterlichen ,

Gewalt ſind ; insbeſondere e ) duͤrfen ſie niemals

zu einer erſten Ehe ſchreiten , ohne dazu deren

Bewilligung erbeten, und ſolche oder eine obrig⸗

keitliche Loszaͤhlung davon erlangt zu haben . d )

Sie ſind ihre leibliche Eltern , wann ſie pflege⸗

beduͤrftig werden , zu pflegen und , wann ſie in

Armuth gerathen , ſie nach ihren Kraͤften zu un⸗

terhalten ſchuldig , dieſe Unterhaltungs - Pflicht

verarmtet Eltern gehet auch auf Schwiegerſoͤhne
und Schwiegertoͤchter uͤber, ſo weit keine naͤher
verwandte oder verpflichtete Perſonen da ſind ;

jedoch nur ſo lang , als dieſe Ehe , woraus die

Verſchwägerung entſtanden , beſteht , oder Kinder

aus ſolcher am Leben find , und niemals fùr
eine Schwiegermutter , die zu einer andern - Ehe

geſchritten iſt , noch fuͤr Stiefeltern , für welche

niht Ehevertraͤge ſie verpflichten .

( Unterhalts⸗Art . )
39 ) In der Wahl derer , die einen Unter⸗

Ehe „ Ordnung , D
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halt ſchuldig find , ſtehet es , den Unterhalt durch

Aufnahme in ihre Haushaltung oder durch Ab⸗

gabe eines Leibgedings zu leiſten , wann nicht die

Natur der Sache twie dás bey noch unerzogenen

Kindern der Fall iſt , oder vorausgegangene Ver⸗

trags =⸗Verbindlichkeiten , wann
etwa z . B . Eltern

bey Vermoͤgens⸗Uebergaben eine beftimmte Un⸗ H,
terhaltungsart feſtgeſetzt haben , ein anderes an⸗

geben oder wann nicht wegen Mißſtimmung der

Gemüther die Polizey⸗Obrigkeit eine beſtimmte

Maaſe zu geben genoͤthigt wird , wie unter

allen einſchlagenden Umſtaͤnden der Unterhalt am

unanſtoͤſſigſten und leichteſten geſchehen könne und

ſolle , welches ihr durch einen Vertrag , wie er auch

lllaute , niemals benommen werden kann , ſobald der

FJall einer zweckmaͤßigen Erziehung oder Unter⸗

haltung auf anderm Wege unerreichbar ſich dar⸗

ſtellt .
j

AAA
——

To

( Kindliche Rechte . )

40 ) Dagegen werden auch a ) die Kinder

des Namens , Wappens und Standes ihres Va⸗

atts , und b ) der obgedachten Anſprache an Un⸗

urhalt und
Verſorgung / ſo twie c ) cines ohne |

—

—————
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Verſchuldung ihnen niht zu entziehenden Pflicht⸗

theils am Erbe theilhaftig, ſo weit ſie nicht aus

einer rechtmaͤßigen Morgengedings⸗Ehe ( matri⸗

monio morgenatico ) erzeugt ſind .

( Morgengedings⸗Ehen . )
41 ) Wo ein Morgengedings⸗Vertrag ſtatt

findet , und vorhanden ift , da muf ſolcher uͤber

dieſe dreyerley Rechte der Kinder , ſo wie uͤber
jene der Frau die Aenderungen angeben , welche
eintreten ſollen ; in allen Puncten aber , wo er

nichts aͤndert, bleibt es auh pier bep der allge⸗
meinen Beſchaffenheit dieſer Rechte . Statthaft
ift übrigens eine Morgengedings - Ehe nur als⸗

dann , wann ſie von Perſonen , welche Standes⸗
oder Grundherrſchafts -Rechte haben , mit beſon⸗
derer aus wichtigen Gruͤnden erlangten obriſtherr⸗
licher Verguͤnſtigung und auf Vorlegung und Be⸗

ſtaͤtigung eines alle noͤthige Beſtimmung enthal⸗
tenden Gedings oder Vertrags bey der behoͤrigen

Staatsſtelle eingegangen worden iſt .

7 P
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Von der Aufloͤſung der Ehe.

i ( Aufloöͤſungsfaͤlle . )

42 ) Die Ehe darf nur in der Aofigt finer

lebenslänglich unaufloͤßlichen Dauer mithin auch

ohnabhaͤngig von aufloſenden Bedingungen , ge⸗

ſchloſſen werden ; jede ausgedruckte oder verſchwie⸗

gene gegentheilige Abſicht , ingleichem jede von

den Verehelichten geſetzte aufloͤſende Bedingung

iſt unwirkſam und fuͤr nicht vorhanden zu achten .

Die ordnungsmäͤßige und unbeſchraͤnkte Auf⸗

löſang geſchieht daher nur durch den Tod

oder durch eine Vernichtung der Che. : Das

Staats⸗Geſetz bedingt jedoch ſtillſchweigend jene

Dauer auf die Moͤglichkeit und Ertraͤglichkeit des

Fortbeſtehens des Ehebandes ; daher geſchieht

ý
eine zwar auch ordnungsmaͤßige , aber nur be⸗

ſchroͤnkten Auflöſung durch ſolche Vergehun⸗

gen des einen Theils , womit es dem Andern

unmoͤglich oder doch unertraͤglich gemacht wird ,

in der Ehe mit dem Andern fortzuleben . End —

lich eine nur geduldete Auflöſung erfolget
——
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Verſchuldungen ohne Verbrechen entſtandene Un⸗mEi

durch wechſelſeitige unbezwingliche Unverträglichkeit .
Keine der verſchiedenen Aufloſungs - Arten , welche

bey Leben beeder Theile zugelaſſen find , ift- gül -

tig ; wann nicht nach vorgaͤngig hinlänglicher

Unterſuchung der Verhaͤltniſſe durch die Unter —

behorde , bon der betreffenden Ober- Polizeyſtelle
die Trennung fuͤr zulaͤßig befunden iſt .

(Vollgüuͤltige Trennungs⸗Urſachen . ) )

43 ) Zu einer beſchraͤnkten Aufloſung wird

erfordert , daß eine der nachſtehenden Urſachen

vorhanden ſey : a ) ein durch fremden Beyſchlaf

oder durch wohlluͤſtige Vertraulichkeiten mit

Fremden begangener Ehebruch ; b ) ein Ver —

brechen des einen Ehegatten „ wozu der Andere

weder thaͤtig noch durch Unterlaſſung beygewirkt

hat , und das den Thaͤter unter des Scharfrich⸗

ters Hand oder in mehr als fuͤnfjährige Gefan⸗

genſchaft bringt ; e ) Ein Unternehmen das einen

Ehegatten , womit er Seben oder Geſundheit des

ander angreift ; d ) ein Verbrechen , wodurch ſich
der eine Chetheil eine unheilbare Ehe - Unver —⸗

moͤgenheit zuzieht ; Ceine zufaͤllig oder nur aus
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vermöͤgenheit kann kein Trennungsgrund wer⸗

den ; ) e ) eine úber drey Jahre andauernde
Abweſenheit des einen Ehegatten , von deſſen

Auffenthalt man feine Nachricht hat , und ſie

auch durch oͤffentliche Aufforderungen nicht er⸗

langt ; . ) eine binnen gleichem Zeitraum fort⸗

geſetzte Abweſenheit eines Ehegatten , defen Auf⸗

fenthalt man zwar weiß , der aber wegen Ver⸗

brechen landfluͤchtig iſt , wobey es nachmals auf

die mehrere oder mindere Schwere des Ver⸗

brechens nicht , ſondern lediglich darauf ankommt ,

ob nicht innerhalb fener Zeit die Landflüchtig⸗

keit beſeitigt werden kann ; g ) eine binnen glei⸗

chem Zeitraum ohne vernuͤnftigen Grund fortge⸗

ſetzte durch zuvor angewandte gütliche Ueberre⸗

dungs⸗ und polizeyliche Zuchtmittel nicht zu über⸗

winden geweſene Hartnäkigkeit in Verweigerung

der ehelichen Pflicht ; . ) eine erwieſene Nach⸗

ſtellung nach dem Leben des andern Ehegatten,
) ein uͤber drey Jahre andaurender , fuͤr unheil⸗

bar erklärter Wahnſinn , d. i . eine ſolche Ver⸗

ſtandes⸗Verruͤkung , welche die Aufnahme in

Itren - Anſtalten begruͤndet, mithin alle Pflicht

und Gelegenheit der haͤußlichen Pflege aufhebt .



So oft ein ſchuldiger Theil da iſt , und dieſer

nicht ſeines Verbrechens wegen für fih foon
eine beſtimmte geſetzliche Strafe auszuſtehen hat ;

ſo ſoll er wegen Zernichtung des Ehebandes zu

einer wenigſtens zwey monatlichen Verhaftung

oder gleichgeltenden PolizeyStrafe bey Geſtat⸗

tung der Trennung verurtheilt werden , die je⸗

doch alsdann unvollzogen bleibt , wann beede

Eheleute ſich wieder verſöhnen .
á

( Gedultete Trennungs⸗Urſache . )

44 . ) Fuͤr eine nur geduldete Aufloͤ⸗

ſung iſt der Fall vorhanden , wann nach drey⸗

jaͤhrigen fruchtloſen Verſoͤhnungs - Verſuchen beede

Ehegatten fortwaͤhrend unvertraͤglich erſcheinen ,

ſo daß jede vorgegangene Verſöͤhnung immer

wfeder an neuen Uneinigkeiten ſcheitert , und un⸗

leidliche Vorſchritte des einen gegen den andern

Ehegatten ſich immer wieder erneuern . Fuͤr die⸗

ſen Fall wird zwar eine Trennung anfaͤnglich

während der Verſoͤhnungsfriſten auf beſtimmte

Zeiten und am Ende jener drey Jahre auf un⸗

beſtimmte Zeit am Ende geſtattet . Dieſe
wirket jedoch gleich Anfangs noch keine Loͤſung
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des Ehebandes . Wann aber ſolche wiederum ein

Jahr fortgedauert þat ; und ein Theil erbietet ſich

zur Verſöhnung und Erfuͤllung aller ehelichen Pflich —

ten , der andere will ſich aber dazu nicht bereit

finden laſſen , und der verſoͤhnliche Theil verlangt

5
alsdann Auflöſung des Bandes , und kann dabey
ein Zeugniß ſeiner kirchlichen Obrigkeit vorlegen ,

Daf nadh feinen Religions - Grundſaͤtzen er deſſen

wuͤrdig und empfaͤnglich ſey ; ſo iſt er mittelſt

dieſer beeden Zeugniſſe zu Erwirkung eines Le⸗

digſcheins ,d . i . eines das Band der Che .

geloͤßt erklaͤrenden Trennungs⸗Scheins von der

Oberpolizey⸗Behoͤrde vereigenſchaftet . Ließe

ſich der andere Theil ebenfalls verſoͤhnlich finden ,

und es wuͤrde darauf eine Wiedervereinigung

zu Stand gebracht , fort nachmals wiederum

durch Schuld dieſes Theils , der die angetra⸗

gene Verſoͤhnung annahm , Veranlaſſung zur Er —

neuerung des Trennungs - Geſuchs gegeben , ſo

wird die Wieder - Vereinigung als nicht geſchehen

angeſehen , und mithin demjenigen y der mit der

Verſöhnlichkeit entgegen gegangen war , nun

ohne weiters mit der Trennung vom Bande

wegen Unberſohnlichkeit des andern Theils will⸗

pu$
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fahtt , wo hingegen der Andere dämit ' feiner

ehelichen Bande noch nicht entladen iſt , und fúr

den ſchuldigen Theil gilt . Waͤre aber jener der
die Verſoͤhnung anbot , derjenige , der auch zuerſt

wieder nach der Wiedervereinigung gerechten An —

laß zur Unvertraͤglichkeit gaͤbe; ſo kann auf deſſen
Anrufen nichts weiter als eine neue Trennung

auf beſtimmte oder unbeſtimmte Zeit erkannt
werden , dem andern Theil aber bleibt ſein Redt

auf beſtaͤndige Trennung . nun zu dringen , offen .

So oft Trennung auf unbeſtimmte Zeit erkannt

wird , muß der minder ſchuldige Theil mit einer

Verhaftſtrafe von zwey bis ſechs Wochen , der

mehrſchuldige Sober von einem bis drep : Monaten

nadh Verhaͤltniß der Umſtaͤnde polizeylich be⸗

ſtraft werden ; niemals kann , wo eine Trennung

aus Mißſtimmung der Gemuͤther erfolgt , ein

Theil ganz ſtraflos bleiben ; damit nicht jeder

leichte Anlaß der Mißlaune zu Trennungsgedan⸗

ken fuͤhre,

( Freywillige zeitliche Trennung . )

45 ) Niemals kann die bloße Einwilligung

beeder Theile ein Rechtsgrund werden , um eine
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Ehe⸗Auflöſung zu geſtatten , oder ſie leichter

nachzuſehen ; wohl aber kann ſie zu einer zeit⸗

lichen Trennung , jedoch nur unter einem Der

nachfolgenden Verhaͤltniſſe , Grund werden ;

nemlich : a ) wann die Eheleute in Nahrungs —

loſigkeit gerathen ſind , und um einzeln ihrer

Nahrung beſſer nachgehen zu koͤnnen , darum an⸗

ſuchen ; b ) wann Eines und das Andere , um

ihr Gemuͤth von eingeriſſenen Widrigkeiten wie⸗

der zu ſammeln , darum bittet ; . ) wann fonft

ein vernuͤnftiger Zweck , der nur durch eine

Trennung erreichbar iſt , angegeben werden Fanny

und nach den Sitten - Zeugniſſen beeder Ehegat⸗

ten nicht zu beſorgen iſt , daß die Trennung zu

einem Anlaß fuͤr ein ausſchweifendes Leben miß⸗

braucht werde ,

( Gebotene zeitliche Trennung . )

46 ) Nicht weniger kann auch wider Wil⸗

len des einen Ehegatten eine zeitlihe Trennung p
jedoch auf laͤnger nicht als auf ein Jahr hoͤch⸗

ſtens zugelaſſen werden , wann a ) ein Chegatte

wider den andern eine Ehebeſchwerde und Auf —

löſungsbitte oder Zernichtungsklage vorgebracht

AA
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hätte , wegen Unſtatthaftigkeit , Unbeweißlichkeit ,
öder Unerheblichkeit derſelben abgewieſen wuͤrde,

und nun der gekränkte Theil zu Unterdruͤckung

ſeiner widrigen Empfindungen die Trennung bes

gehrte ; b ) wann nach fruchtloſen gelindern Beſſe —

tungs⸗Stufen ſolches obrigkeitlich nöͤthig gefun⸗

den wuͤrde, um die Einwirkung wechſelſeitiger Un⸗

verträglichkeit zu hindern und die Geneigtheit da =

zu zu ſchwaͤchen; e ) wann ein úber Jahr und

Tag aus Anlaß von Ehe⸗Zwiſtigkeiten abweſend

geweſener , oder ein wegen Verbrechens⸗Anſchul⸗

digungen landfluͤchtig gewordener Ehegatte zu⸗

tuͤckkehrt, und nun der unſchuldige Ehegatte Zeit

derlangte , um das Betragen des Wiederkehrenden

in der Heimath beobachten zu koͤnnen; d ) wann

tin Ehegatte zu peinlichen, obwohl für einé gång:

lihe Trennung niht zureichenden Strafen bers

urtheilt worden , und nun nach deren Entſtehung

der unſchuldige Ehegatte zuvor Ablegung freyer

Beſſerungs - Proben abzuwarten ſich gerathen

faͤnde .

( Auflöſungs - Wirkung in Abſicht auf

Heyrathen . )

47 ) Eine unbeſchraͤnkte Aufloͤfung , a ) hebt
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alte Verbindlichkeiten der Ehegatten gegen eina -

der fuͤr die Zukunft auf , aber keine von denen

gegen die aus der Ehe vorhandene Kinder , und

giebt jedem Theil der am Leben iſt , das Recht

nach Verfluß der geſetzlichen Zeit ſich anderweit

zu verheyrathen . Eine beſchraͤnkte Auflöſung ,

b ) bebt bey dem unſchuldigen Theil in gleicher

Weiſe die Verbindlichkeiten gegen den andern

Chegatten , unbeſchadet derer gegen die Kinder

auf , ſo weit ſie blos Staats⸗Verbindlichkeiten

ſind , und unbeſchadet jener , welche Kirchen - Ge —

bote ihm noch auflegen ; hingegen c ) dem fhul -

digen Ehegatten lágt fie unentbunden , und fo

lang daher der unſchuldige unverehelicht bleibt ,

muß er ſich noch als verehelicht, der Trennung

ohnerachtet , betrachten , ſeine Handlungen werden

noch als Handlungen eines Ehelichen gerichtet ,

ſeine Unzucht iſt Ehebruch , und er muß ſtets auf

Verlangen des getrennten Theils wieder mit

ihm ſich zu vereinigen bereit ſeyn , nur wann

dieſer ſich anderwaͤrts verheyrathet und eine

Wiedervereinigung damit unmoͤglich wird , kann

derjenige , der das Zeugniß ſeiner Kirchen - Obrig⸗

keit beybringen fönnte, daß es ihm Gewiſſens⸗

.%
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balber nachzufehen ſey , jedoch erſt nach Jahr
und Tag / von der Verehelichung des andern an ,

die Verguͤnſtigung zur Wiederverheyrathung von

der Ober⸗Polizeybehörde nach Beſchaffenheit der

Umſtaͤnde erlangen . Waͤre d ) jener Unſchuldige

noch drey Jahre unverheyrathet geblieben , der

ſchuldig getrennte Theil hätte inzwiſchen ſich un —

klagbar verhalten , ſofort am Ende Diefer drey

Jahre den Erſteren um die Verſoͤhnung erſucht

dieſer aber ſolche abgeſchlagen , auch ſich durch

Vermittelung ſeiner ſeelſorgerlichen Behoͤrde dazu

nicht bewegen laſſen , oder braͤchte auch fruͤher

der ſchuldig geſchiedene Theil von ſeiner Kirchen —

behoͤrde zugleich die Urkunde , daß all einlaufen —

den Umſtäͤnden nach es kirchlich unbedenklich und

billig erſcheine , ihm eine anderweitige Heyrath

zu erlauben , ſo iſt alsdann der Fall in Bezug
l auf dieſen verſohnlichen Theil ſo zu behandeln ,

|
aals ob jener ſich anderwaͤrts geheyrathet haͤtte .

Von einer bloß geduldeten Aufloͤſung iſt e ) ſchon
f i oben Akt . 44 . die Wirkung ſo weit beſtimmt ,

l
daß nun das hievornen geſagte ohne Schwierig⸗

keit darauf angewendet werden kann . Endlich
£) eine zeitliche oder auf unbeſtimmte Zeit ge⸗

——
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ſchehene Trennung giebt feinem Theil ein ander⸗

weitiges Verehelichungs - Recht , wohl aber kann

jeder Theil bey letzterer , nemlich der unbeſtimm⸗

ten Trennung , nach Verfluß eines Jahrs auf

Aufhebung oder Zeitbeſtimmung oder Scheidungs⸗

Erklärung antragen , und eine von dieſen drey

Bitten muß ihm erhoͤrt werden „diejenige nem⸗

lich , wozu ſich ſein Fall dieſer Ordnung nach

kignet.

( Auflöſungs - Wirkung in Bezug auf
das Vermoͤgen voͤllig getrennter

Ehen . )

48 ) Bey der Aufloͤſung a ) durch Tod

treten diejenige Erbrechte ein , welche durch Ge —

ding oder Landrecht feſtgeſetzt ſind b ) Bey der

Zernichtung fällt alles in Abſicht des Ver⸗

moͤgens und der Erbrechte in denjenigen Zuſtand zu⸗

ruͤck, in welchem es geſtanden haben wuͤrde ,

wann keine Ehe geſchloſſen worden waͤre ; nur
c ) wann ein Ehegatte unwiſſend und unſchul⸗

dig iſt an der Nichtigkeit der Verbindung , der

andere aber hat vorſätzlicher oder muthwilliger

E
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Weiſe dieſe Verbindung eingegangen , alsdann

muß dieſer alle Koſten der eingegangenen Ehe⸗

Verbindung auf ſich nehmen , und noch nebenbey
eine nach obigen Regeln des Abtrags ( Art . 16 . )

zu beſtimmende Genugthuung dem unſchuldigen
Theil zahlen , auch , wann der Schuldige der

Mann iſt , muß er den Koſten des Unterhalts
der Frau waͤhrend der vermeintlichen Ehe auf
ſich leiden , annebſt d ) behalten die vor der Zer⸗

nichtung erzeugte Kinder in dem Fall , wo beyde ,
oder auch nur einer der Ehegatten unſchuldig an

Eingehung der nichtigen Ehe war , alle Vortheile

der ehelichen Geburt ( §. 24 . ) mit ihnen auch

ihr eheliches Erbrecht an beeden Eltern , an⸗

ſtatt daß ſie e ) da , wo beede Eltern ſchuldig

ſind , nur nach den Regeln der Erbfolge unehe⸗
liche Kinder erben koͤnnen ; in keinem Fall duͤr⸗

fen jedoh £ ) Kinder unter dem Vorwand der

Entſtehung aus einem verdammungswürdigen

Beyſchlaf Cex damnato coitu ) von jenem Erb⸗

recht ausgeſchloſſen werden , das gemeinen unehe⸗

lichen Kindern nach Verſchiedenheit der Faͤlle zu⸗

kommt , indem . diefe Wirkung einer Verdam⸗

mungswuͤrdigkeit zu Beſeitigung alles Erbrechts



unſchüldiger Kinder TR gaͤnzlich Pa
wird .

( Desgleichen bey einſeitig getrenn⸗

ten Ehen. )

40 ) Bey einer nur beſchraͤnkten Auf

lößung fallen zwar auch a) alle kuͤnftige auf

den Fall des Ueberlebens bedungene Vortheile ,

oder Vermoͤgens - und Erbrechte der Ehegatten an

einander weg , undres muf b ) das : Vermögen

im übrigen ſo auseinander geſetzt werden , als ob

eines der beeden Ehegatten geſtorben waͤre; jedoch

c ) foly wo nur éin Theil ſchuldig von der Ehe⸗

Polizey - Behoͤrde befunden wuͤrde , dem unſchul —

digenTheil ein vierter Theil des Vermögens , dag

der Schuldige eigenthuͤmlich beſitzt , yom Richter

als Entſchaͤdigung zuerkannt werden , wovon jedoch ,

wann Kinder aus ſolcher Ehe vorhanden ſind ,

das Eigenthum dieſen verfangen iſt , mithin der

unſchuldige Ehegatte nur die Nutznießung und das

Verbrauchsrecht fuͤr einen ſonſt nicht zu gewin⸗

nenden Lebensunterhalt hat . Dieſe Genugthuung

kann bis auf eine Quart oder hoͤchſtens um die

Häͤlfte AT TRR von dem gedachten ordentli⸗
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chen oder Civil - Richter gemindert werden , je nady :

dem der ſchuldige Theil in dem Betragen des

Unſchuldigen mehr oder minder Veranlaſſung und

Entſchuldigung zuſeinem Verfehlen zuvor empfan⸗

gen hatte , und ſie faͤllt ganz weg , wann beede

Theile gleich ſtarke Veranlaſſung zu der endlich

erfolgten Trennung gegeben haben , und mithin

von der Ehe⸗- Polizeybehoͤrde beede als ſchuldig
in der uͤber die Koſten neben dem Scheidbrief

ergebenden Neben : Verfügung erfannt werden

oder , wann der Schuldige zuvor dem jetzt Un⸗

ſchuldigen einen zur Trennungsklage geeigneten

Fehler nachgeſehen hatte ; indem dieſe fruͤhere

Verzeihung zwar niemals eine nachgefolgte Un⸗

bilde des andern Ehegatten rechtfertigt , noch eine

daraus geſetzlich zu begruͤndende Trennungsklage

beſeitigt , wohl aber alle Genugthuungsforderung
aufhebt . Uebrigens d ) kann dieſe Aufloͤſung

keinem der ehelichen Kinder an ihren Unterhalts⸗
Vermoͤgens - und Erb⸗Rechten etwas entziehen.

( Desgleichen bey geduldeten Ehe⸗

Aufloͤß ungen . )

50 ) Das naͤmliche gilt auch von denen nur

geduldeten Ehe⸗Auflöͤſungen , mit dem

Ehe Ordnung ; E
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Unterſchied jedoch , daß hier niemals auf die ad c

bemerkte Entſchaͤdigung erkannt werden fann , ſon⸗

dern jeder Theil den Nachtheil , welchen die Tren —

nung in feinen Vermoͤgens- Verhaͤltniſſen hervor —

bringen mag / auf ſich zu leiden hat .

( oder zeitlichen Trennung . )

51 . ) Blos zeitliche Trennung loͤßet an

den ehelichen Rechten und Pflichten nichts auf ,

ſondern verſchiebt nur auf gewiſſe Zeit den Ge⸗

brauch jener derſelben , die ein Zuſammenwohnen

oder einen ehelichen Umgang vorausſetzen . Der

Mann bleibt inzwiſchen Inhaber oder Verwalter

des weiblichen Vermoͤgens , ſo weit er es vorher

war , und nicht andere Urſachen hinzutreten , welche

ihn deſſen verluſtig machen , aber er bleibt auch

verbunden , Frau und Kinder nach Kraͤften und

obrigkeitlichem Ermeſſen zu ernaͤhren.

( Wirkung auf Unterhalts⸗Pflicht . )

52 . ) Waͤre nach einer beſchraͤnkten Eheſchei —

dung der unſchuldig geſchiedene Theil , ohne inzwi⸗

ſchen anderweit ſich geehlicht zu haben , in ſolche

Duͤrftigkeit getathen , daß wegen Mengel andersr

—
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verpflichteter Familienhülfe auf denStaat zuruͤckge⸗
griffen werden muͤßte, ſo bleibt der Staat berechtigt,
dem ſchuldig getrenntenEhegatten , wann er ohne Ein⸗

ſchraͤnkung ſeiner eigenen Nothdurft etwas abgeben

kann , aufzulegen , daß er nach Verhaͤltniß ſeiner
Kräfte Zuſchuß zu dem Unterhalt thue ; der unai

ſchuldig getrennte kann aber niemals angehalten
)

werden , nach eingetretener Aufloͤßung des Bandes

noch etwas fuͤr den Unterhalt des ſchuldigen Theils

zu geben , wann nicht andere beſondere Rechts⸗

Titel ihn dazu anweiſen .

( Auf Kinder - Erziehung . )

53 . ) Die Kinder ſollen demjenigen Chegatten

zur Erziehung anvertraut werden , zu deſſen Gun⸗

ſten die zeitliche oder ſtaͤndige Trennung erlaubt

wurde , wann nicht auf Anſuchen der Familie des

andern Theils oder Amtshalber diejenige Unter⸗

Polizeh - Behoͤrde, welcher die Aufſicht auf das Er⸗

ziehungsweſen obliegt , nach Vernehmung der Seel⸗

ſorger und Sittenrichter oder Kirchenvorſteher zum

Beſten der Kinder verlangt , daß alle oder einjge

von ihnen der Obſorge des andern Ehegatten oder

dritter Perſonen uͤbergeben werden ſollen , wo als⸗
E 2



dann die Trennungs⸗Behoͤrde dieſem gemaͤß die

Unordnung trefftn odery dafern ſie Anſtaͤnde haͤtte,

zur Ober Polizey⸗ Behoͤrde wegen naͤherer Be⸗

TRE CES uͤber ſolche die Sache bringen

muf .

Wer eg übrigens fa dem die Kinder anver⸗

traut wuͤrden, immer behalten Bater und Mutter

wechſelſeitig das Recht , uͤber Unterhaltung und Er⸗

ziehung ihrer Kinder die Aufſicht zu fuͤhren, zu

der ſie auch die Koſten nach obigen Regeln her⸗

geben müſſen.

VIII .

Von Ehe⸗Einſprachen , Zernich —
tungs⸗Anträͤgen und Tren⸗

nungs⸗Geſuchen .

( Einſprachs - Zeit . )

54 . ) Alles , was nach dieſem Geſetz eine eins

zugehende Ehe entweder nichtig oder doch unbefugt

macht , begruͤndet eine Einſprache , das heißt ,

die Befugniß durch Anzeige bey der betreffenden

obrigkeitlichen Behoͤrde Der Ehe - Vollziehung Ein⸗
halt zu thun . Jedoch iſt ein Unterſchied zwiſchen

IEOS
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Hinderniſſen , welche die Ehe vernichten und uner⸗

läßlich ſind, und jenen welche läßlich ſind , oder

jenen welche ſie nur unbefugt machen wuͤrden;

bey ſolchen , die eine Unguͤltigkeit wirken , muß in

jedem Fall , wo die Einſprache noch vor der Trau⸗

ung bekannt wird , dieſe bis zu deren Erledigung

zuruͤkgeſtellt werden , ſobald nur von einem zut

Einſprache berechtigten Theil oder Namens deſſel⸗

ben die Anzeige gemacht wird , es mag ſolche be⸗

ſcheinigt oder unbeſcheinigt ſeyhn . Bey Hinderniſ⸗

ſen hingegen , die eine Ehe nur unbefugt aber -

nicht unerlaͤßlich unguͤltig machen , hat der Einhalt

nur ſtatt , wann er acht Tage vor der Trauung

geſucht wird , oder , wann es zwar ſpaͤter geſchieht ,

jedoch mit hinreichenden Beſcheinigungen ſogleich bez

legt und Verguͤtung aller Verzugs - Koſten auf den

Fall befundenen Ungrunds der Einſprache zugeſagt ,

auch , wo noͤthig , ſicher geſtellt wird ,

( Einſprachs⸗Art . )

55 ) Die Einſprache kann unmittelbar vor der

Unter - Polizey - Behoͤrde der kuͤnftigen Ehegatten

oder eines der beeden Brautleute angebracht wer⸗

den , die alsdann Befehls⸗oder Erſuchs - Schrei⸗



ben , um Einhalt an die betreffenden Trauungs⸗
Beamten , erlaͤßt, ſie kann aber auch vor einem

der Pfarr - Aemter der Brautleute angebracht wer⸗

den , das alsdann ſeinen Bericht an die Unter⸗Po⸗
lizey⸗Behoͤrde daruͤber erſtatten, auch ſogleich das

Pfarramt des andern Theils , und wo es Der gall

dazu iſt , jenes des neuen Wohnorts der kuͤnftigen

Ehe benachrichtigen muß . Sie gilt fuͤr erledigt ,

ſobald von der gedachten Polizey - ⸗Behoͤrde der

Schein kommt , daß mit der Trauung vorange⸗

gangen werden koͤnne; indem alsdann dieſe allein

dafuͤr verantwortlich iſt , daß die Beſeitigung der

Hinderniſſe ordnungsmaͤßig geſchehen ſey , oder

deren ruͤckwirkende Erledigung demnächſt nachge⸗

wieſen werde .

( Einſprachs - Recht . )

56 . ) Berechtigt zur Einſprache iſt bey Hinder -

niſſen des oͤffentlichen Wohls Jeder , wer die Hin⸗

derniſſe kennt , deſto mehr alſo der , wer dabeybethei —⸗

ligt iſt ; und verpflichtet ſind dazu die Pfarrer ,

Kirchſpiels - Vorſteher und Vorgeſetzte Der Braut -

Leute , oder des Kirchſpiels , worinn die Ehe ſeß⸗

haft werden ſoll , wann ſie im Fall der Wiſſenſchaft

—
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ſich befinden . Zu dieſen Hinderniſſen iſt zu rche⸗

nen : das Alter [ Art . 4J , die Verwandtſchaft

Art . 51 / die Gebundenheit LArt . 64 , die Ehe⸗

Verfaͤnglichkeit [ Art . 7J,7 der Staats⸗ Ungehor⸗

fam [ Art . 11J , und die Cheüͤbereilung [ Urt 13 ] .

Dagegen bey Hinternifen des Familien -Wohls

hat Niemand ein Einſprachsrecht , als derjenige

Betheiligte , deſſen Benachtheiligung durch die

Trauung zu Stand kommen wuͤrde , und derjeni⸗

ge , in deſſen elterlicher oder pfleglicher Gewalt ein

ſolcher Betheiligter ſteht , und ſind zu dieſen Fami⸗

lien - Hinderniſſen zu rechnen : eheliches Unvermoͤ⸗

gen [ Art . 4J , Unfreyhtit LArt . 91 , Irrthum

Art . 10 ] , und Familien⸗Ungehorſam ( Art . i

indem derjenige , der ſonſt noch in der Kenntniß

von einem dieſer Maͤngel ſeyn wuͤrde , zwar wohl

den Ehe : oder Eltern : Theil , der darunter bethei⸗

ligt ift ; in Kenntniß ſetzen/ nachmals aber dieſem

allein überlaſſen muß , welchen Gebrauch er von

dieſer Kenntniß machen will .

( Zernichtungs - Anträge .

57 ) Der Zernichtungs - Antrag kann

ſich entweder auf Hinderniſſe der Ehe grunden , oder
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auf Mangel der - gefeblihen Form. Ein Antrag

erſterer Art richtet ſich nach dem Einſprachs - Recht ;

wer befugt oder ſchuldig geweſen waͤre, Einſprache

zu machen , wann er ein Hinderniß vor der Trauung

gewußt haͤtte , der iſt auch befugt oder verbunden ,

hintennach ſtatt deſſen einen Zernichtungs Antrag

zu machen , wann er erſt nach der Trauung von

einer ſolchen Beſchaffenheit Kenntniß erlangt ; wer

zu jener nicht berechtigt geweſen waͤre, iſt auh mit

dieſer nicht zu hoͤren. Cin Mangel an der geſetz⸗

lichen Form iſt immer als Hinderniß des öͤffentli⸗

chen Wohls zu achten und zu behandeln , und mit⸗

Hin kann darauf von jedem Staatsbuͤrger ein Bers

nichtungs - Antrag gebauet werden . Wer einen

ſolchen Antrag macht , ohne daß er einen eigenen

oder Familien⸗Vortheil dabei hat , kann niemals

daruͤber zu Verhandlungskoſten angezogen werden /
wann er nicht einer boshaften oder verlaͤumderiſchen

Abſicht rechtlich uͤberfuͤhrt wird . Wo der Mangel

von der Art iſt , daß allein das oͤffentliche Wohl

dabei befangen iſt , da kann eine , von beeden Ehe —

gatten gemein ſchaftlich geſuchte und erlangte Staatst

Nachſicht die geſchloſſene Ehe guͤltig und ſtraflos

machen , auch dann noch, wann ſchon ein Zernich⸗
tungs - Antrag anhaͤngig geworden waͤre .

n4
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( Trennungs⸗Geſuche . )

58 ) Trennungs⸗Geſuche kann nur derjenige

der beeden Ehegatten , der ſich im gefetzlichen Fall

dazu befindet , anbringen ; niemals aber eine jener

Perſonen , in deren Gewalt etwa ſolcher Ehegatte

ſich befindet , noch der, welcher ſonſt ein Recht

hat , denſelben zu vertreten , noch weniger ſonſt

Jemand , der ſich etwa des Einen oder Andern
annehmen moͤchte.

VIIL

Bom Verfahren in Eher Sagen.
( Polizeiliche - Form . )

59 ) Wann in Bezug auf Ehe⸗Verhältniſſe
nur von Erforſchung oder von Nachſicht obwalten⸗

der Hinderniſſe die Frage iſt ,ſo iſt der Gegenſtand

ſchon ſeiner Natur nach allein polizeilich : wann

hingegen Ueberſchreitungen der Ehegeſetze eingetre⸗

ten ſind , und der eine Theil gegen den andern

daraus Berechtigungen auf Veraͤnderungen der

Ehe- Verhaͤltniſſe ableiten will ; ſo iſt dabei aller⸗

dings eine gerichtliche Materie im Vorwurf ; aber

rein gerichtlich iſt ſieauch hier nicht , weil in jedem
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Fall niht blos nah den einzelnen Rechts - Bezie⸗

hungen des Betheiligten , ſondern auh noth den

Ruͤckſichten auf die allgemeine Staats - Wohlfarth

und die ſittliche Rechte und Pflichten der Ehegatten

unter fih und gegen die Kinder das Ermeſſen deſ⸗

ſen , was geſchehen ſoll , eingerichtet , und mithin

das Abſehen auf Verhuͤtung groͤſeren Uebelſtands

im Ganzen , alſo ein polizeilicherGeſichtspunkt
mitgenommen werden muß . Deswegen ſowohl /

als damit nicht durch einen freien und foͤrmlichen

Rechts⸗Gang den Erbitterungen , die ohnehin ſo

gern dieſer Art von Strittigkeiten ſich beimiſchen

und ihre Erledigung erſchweren , Nahrung gegeben

werde , ſind die ſaͤmtliche Ehe - Sachen auch die

entſtehende Strittigkeiten mit einbegriffen , fuͤr Ge⸗⸗

genſtände der polizeilichen Gewalt vorhin

ſchon erklaͤrt worden , welches nun hierdurch na -

mentlich als Geſichtspunkt für das obrigkeitliche

Verfahren feſtgeſetzt wird .

( Erfte Behoͤrde in Schließung einer
Ehe. ) .

60 . ) Die erfte Behoͤrde, an welche alle Ehe —

Geſuche angebracht werden muͤſſen , ſind die Pfar⸗

N
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rer jeden Orts . Sie muͤſſen, wann von Schlieſ⸗

fung einer Ehe die Rede ift , die Partheyen , nach

eingezogener Erkundigung , belehren , ob Staats⸗
Hinderniſſe vorhanden ſind , ob ſolche gehoben

werden koͤnnen, und was die Eheleute desfalls

zu thun haben , ingleichem ob etwa noch beſondere

kirchliche Hinderniſſe obwalten , und was dieſelbe

ſolchen Falls zu deren Beſeitigung und zu Siche⸗

rung ihres Gewiſſens thun koͤnnen , und wie ſie

es auf eine mit der Staats⸗Verfaſſung vereinbarliche

Weiſe einrichten moͤgen. Sie müſſen nicht weniger

an die Staats⸗Behoͤrde , ſo wie in geeigneten

Foͤllen an die kirchliche Oberbehoͤrde , ihre Berichte

uͤber den Fall erſtatten , und darinn mit reiner

Gewiſſenhaftigkeit und unbefangener Wahrheits⸗

Liebe Niemanden zu Liebe noch zu Leide alle zur

Entſchließung der Behoͤrden weſentliche Umſtande

die ihnen bekannt ſind , mit Angabe ihrer Wiſſens⸗

Grunde , vortragen , ſofort die Trauſcheine oder

ſonſtige Erledigungs⸗ Verfuͤgungen abwarten und

befolgen . Wuͤrde es ſich dabey treffen , daß von

Staatswegen eine Ehe als zugelaſſen erklaͤrt wuͤrde,

welche die kirchliche Behoͤrde eines oder des andern

der Verlobten nicht autoriſiren zu koͤnnen meinte !
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ſo ſollen ſie , um ihrem Amte als Staats⸗ und

als Kirchen⸗Diener gleich gewiſſenhafte Folge ! zu

leiſten , zuerſt den Fal an die weltliche Behörde

berichten , damit bey dem Regenten daruͤber an —

gefragt werde . Wuͤrde aber die oberſte Staats⸗

Behoͤrde auf dem Befehl zur Beſlaͤtigung der Ehe

beſtehen , ſo mag es ihnen zwarallenfalls nach Be⸗

finden der Faͤlle erlaubt ſeyn , daß ſie die Braut⸗

Leute mit Kirchen Cerimonien nicht zuſammenge⸗

ben , aber immer bleiben ſie ſchuldig , nach Staats⸗

Geſetzen ſolche ehelich einander anzutrauen , welches

dann in der oben [ Urt . 19 ] - angegebenen Art ge⸗
ſchieht , und in die Ehebücher eben fo eingetra⸗

gen wird , als ob es unter kirchlichem Gepraͤng

geſchehen waͤre , ( da die Pfarrbuͤcher als Acten

der Staats⸗Buͤrgerſchaft nichts anders enthalten
ſollen , als was auf den Staats⸗Zuſtand Bezug hat )

und þat jene Trauungsart in Bezug auf alle Bere

haͤltniſſe des buͤrgerlichen Lebens die nemliche Wirz

kung , wie eine kirchlich gefeierte Trauung .

( Erſte Behoͤrde fuͤr Zernichtungs⸗

Anträge . )
61 . ) Eben fo find die Pfarraͤmter die erſte

r
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Behörde bey Ehe - Auflößungs⸗Angelegenheiten .

Sind es Zernichtungs - Geſuche , die ihnen vorges

tragen werden , ſo muͤſſen ſie unterſuchen , ob die

angegebenen Urſachen nach dieſem Staats⸗Geſfetz

dazu hinreichen , oder nicht . In letzterm Fall ſind

die Leute zu belehren und zur Ruhe zu ermahnen ,

doch muß ihnen auf Verlangen ein Meldſchein

gegeben werden , d. h. ein Zengniß daß ſie ihr Anliegen

vorgebracht und darauf die darin anzugebende Verbe⸗

ſcheidung erhalten haͤtten, womit ſie , wann ſie

es bey der gütlichen Abweiſung nicht bewenden laſ⸗

fen; ſondern eine rechtliche verlangen wollen ; fidh.

bey der weitern Staats⸗Behörde wegen Nichtuͤber⸗

gehung der erſten Behoͤrde ausweiſen koͤnnen. Sind

die Urſachen hinreichend , jedoch von der Art , daß

ſie nur das Familien⸗ , nicht das offentliche Wohl

bezielen , mithin von den Betheiligten nachgeſehen

werden koͤnnen, ſo ſollen die Pfarrer in dem Falz

wo ſie Uebereinſtimmung der Gemuͤther zwiſchen

den Verehlichten wahrnehmen , mithin Hoffnung

einer kuͤnftigen friedlichen Fortdauer der Ehe faſſen

koͤnnen , ( auſſerdem aber niemals ) , bey demjenigen
Theil , welcher durch ſeine Bewilligung das Hinder⸗

niß beſeitigen kann , ſich fuͤr deſſen Beyſtimmung
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zur Fortdauer der Ehe verwenden ; und erft dann ,

wann dieſe fruchtlos bliebe , den Bericht an die

weitere Staats⸗ Behoͤrde zur rechtlichen Eroͤrterung
erſtatten . Das Nemliche gilt bey Hinderniſſen des

oͤffentlichen Wohls , die von der Art ſind , daf fie

durch Staatsvergunſt gehoben werden koͤnnen, als

wo der Verſuch zu der Beſeitigung durch unmittel⸗

bare Anzeige bey jener Staatsbehoͤrde , welche die

Verguͤnſtigung zu ertheilen hat „ in moͤglichſter

Stille geſchieht , und erſt alsdann , wann wegen

Verſagung dieſer Staats⸗Nachſicht oder wegen
Mißſtimmung der Eheleute gegen einander , die

das Anſuchen um jene Nachſicht hinderte , die Ehe

nicht aufrecht erhalten werden kann , iſt der Be⸗

richt zur rechtlichen Eroͤrterung an die desfallſige

Rechtsbehörde noͤthig. Wo ein Hinderniß des oͤf⸗
fentlichen

Wohls unerlaͤßlich iſt , da muß nicht al —

lein ſolcher Bericht ſogleich erſtattet , ſondern auch

den Eheleuten gleichbalden aller eheliche Umgang

unterſagt , nachher die perſoͤnliche Trennung aufer⸗

legt , und davon der weltliche Ortsvorſteher in

Kenntniß geſetzt werden , um von Orts⸗Polizey

wegen den Vollzug zu beobſichten und zu ſichern :

hingegen darf von Staatswegen dieſe vorſorgliche



79

Trennung nicht ausgeſprochen werden , ſo lang noch

ein Fortbeſtand der Ehe gehofft werden mag , wie⸗

wohl auch hier , von der Kirche wegen , der Pfar⸗

rer im Fall ſeyn kann / eine vorſorgliche Trennung

den Eheleuten als Gewiſſenspflicht aufzulegen

wovon er aber alsdann den Ortsvorſteher nicht in

Kenntniß ſetzen , noch deßfalls einen Staatszwang

verlangen oder ausuͤben darf .

( Erſte Behoͤrde fuͤr Trennungs⸗

Geſuch . ) )

62 ) Sind es Trennungs - Geſuche , welche

angebracht werden ; ſo ſoll das Pfarramt vor allen

Dingen nach hinlänglich erlangter Kenntniß der

einſchlagenden Umſtaͤnde zweckmaͤßige Ausſoͤh⸗

nungsverſuche machen , und darinn alsdenn dop⸗

pelte Anſtrengung aufwenden , wann es ſehen

moͤchte , dafi die Gruͤnde des Trennungs- Geſuchs
nicht erweißlich , oder nicht ausreichend , oder durch

Gegengründe uͤberwogen ſeyn moͤchten. Gelingt

demſelben dieſer Verſuch , ſo iſt damit fuͤr dießmal

die Sache abgethan , und kann der vorige Tren⸗

nungsgrund ohne hinzukommende neue Veranlaſ⸗

ſungen niemals mehr eine rechtliche Wirkung haben ,
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wohl aber bey dergleichen neuen Anlaͤſſenalsdann

wieder in Rückſicht genommen werden , wanndieſe

als eine Fortſetzung der vorigen Geſinnung erſchei⸗

nen . Bey entſtehender Veranlaſſung aber tritt

die vorige Amts - Wirkſamkeit des Pfarramts zum

Verſöhnungs - Verſuch von neuem ein . Mißlingt y

ein ſolcher Verſuch , ſo muß demjenigen Theil , der

ans Recht ſich beruft , der Meldſchein gegeben wera

den , womit er ſich den Zugang zur richterlichen

Unterſuchung oͤffnen moͤge . Wo Sitten ⸗oder
Cenſur⸗Gerichte beſtehen , da muß der Pfarrer ,

wann ſein eigener Zuſpruch nichts vermag , noch

zuvor auch eine Vermittlung des verſammelten

Sitten⸗Gerichts veranſtalten , und erſt , wann

dieſes ebenfalls fruchtlos eingetreten iſt , kann der
Meldſchein von ihm ertheilt werden .

( ( 8weydeutigkeit der Behörde . )
˖

63 . ) Die Gerichtsbehoͤrde wird dieſem zu⸗

folge durch die Saͤßigkeit der Ehe unter jenem

Richter beſtimmt , unter welchem die Eheleute ihre

ordentliche Wohnung haben . Hierbey treten jedoch

folgende naͤhereBeſtimmungen ein : a) wo dieſelben

im Land oder im Ausland oder in verſchiedenen

Bezir⸗
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Bezirken des Landes , zugleich Buͤrgerrechte oder

bleibende Wohnungsrechte haben , da entſcheidet

der momentane Auffenthalt beeder Ehegatten zur

Zeit der bey der Rechtsbehoͤrde angebrachten Be—⸗

ſchwerde , und die durch erkannte Unterſuchung
bewirkt werdende Zuvorkommung (Præventio):
wann aber zu der Zeit , wo Klage entſteht , beede

nicht zugleich an einem Ort ſich befinden, fo muf

jene von beeden Obrigkeiten einſchreiten , unter

welcher beede das letztemal gemeinſchaftlich ihre

haushäbliche Wohnung aufgeſchlagen hatten 6 )

dieſer letztere Satz tritt noch vielmehr alsdann

ein , wann etwa ein Theil ſeinen Wohnungsort

und , feinen Gatten treulos verlaſſen und fih an -

derswohin begeben hat , und dieſes der Anlaß zu

einer Verlaſſungebeſchwerde wird ; indem hier die

vorige Säßigkeit der Ehe durch die einſeitige

unerlaubte Veränderung der Wohnung nicht gez

aͤndert werden kann; da hingegen d) wo ein

auslaͤndiſcher Mann rechtmaͤßig ſeine Wohnung

in die großherzogliche Staaten verlegt þat ; und

feine Frau ihm nicht folgen will , wie es doch

eheliche Pflcht derſelben iſt , begründet deſſen

einſeitige Wohnung ſchon die Gerichts - Gewalt

Ehe⸗Ordnung . F
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der hieſigen Behörde / um entweder die wider⸗

ſpenſtige Ehefrau herbey und zum Gehorſam zu

bringen , oder das Verlaſſungs - Verfahren einzu⸗

leiten ; wenn aber e ) eine einſeitige Wohnungs⸗
Verlegung ins Land von der Frau unternommen

wuͤrde, kann dieſes ein Recht zur Kenntnißnahme ,

uͤber deren Eheſtrittigkeiten mit ihrem Mann

nicht begruͤnden, ſondern der Streit muß der Ge⸗

richts - Behoͤrde des Manns , deren Behoͤrigkeit

durch eigenmaͤchtige Wohnungs - Veraͤnderung der

Frau nicht aufhoͤrt , zugewieſen werden , wann

nicht der Mann mit Gutheißen ſeiner Obrigkeit

ſich gefallen ließe , ſeiner Frau vor ihrer hier —

laͤndiſchen Rechtsbehoͤrde zu Recht zu ſtehen.

E
( Ehe - Verhoͤrsform . )

64 ) Alle Eheſtrittigkeiten , ſowohl jene der

Canzleyſäßigen als der Amtsſaͤßigen muͤſſen durd

mündliches Verhoͤr der Partheyen ſelbſt abge —

than werden , ohne daß Anwälde fuͤr einen oder

den andern Theil zugelaſſen werden , es waͤre

dann der eine Theil abweſend , in welchem Fall

ibm ein Rechts - Fürſprecher geordnet werden

mag , der ſich doch mit Enthaltung aller gelehn⸗
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ten Rechts⸗Ausfuͤhrung blos auf den gemein

verſtaͤudlichen Vortrag der Thatſachen und der

daraus ableitenden Rechts⸗Erwartungen beſchraͤn —

ken muß . Eben deswegen muß bey Canzleyſäßi⸗

gen das Verhoͤr beſorgt werden durch Commiſ⸗
ſarien , die ſo viel moͤglich am Ort , oder doch

in der Naͤhe des Orts der Wohnung der Eheleute

ihren Sitz haben . Es wird ſolches nicht durch

Reden und Widerreden der Parthien nach beſtim —

ten Saͤtzen, wie buͤrgerliche Rechts Streitigkeiten ,
ſondern durch amtliche Leitung bis ju Erlangung

aller Aufklaͤrung , deren man bedarf , nach Art

des Beſchuldigungs - Proceſſes in Unterſuchungs⸗
Sachen gefuͤhrt, ( Siehe Ediet von der Strafe

gerechtigkeitspflege Art . . ) ) wie dann auch dis

Untergerichte oder Commiſſarien dabey nur un⸗

terſuchende Beamte ſind , der entſcheidende

Richter aber immer bey Amtsſaͤßigen wie bey

Eanzleyſaͤßigen das betreffende landesherrliche oder

ſtandesherrliche Ober - Gericht der Provinz obgs⸗

dachtermaßen iſt ,

( Beweiß in Ehe⸗Sachen . )

65 . In Abſicht auf die Beweiſe fallen alle
F 2
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Förmlichkeiten des bürgerlichen Proceſſes weg /

und kommt es nur , wie im Unterſuchungs - Pro⸗

ceß , auf die weſentliche Eigenſchaften an . Auch

in
Betreff dieſer Eigenſchaften finden folgende

nähere Beſtimmungen ſtatt : a ) bloße obwohl ein —

ſtimmige Geſtaͤndniſſe der Eheleute , machen

keinen Beweiß aus „ der zur Aufloͤſung einer

Ehe hinreichte , wann nicht der Satz , der durch

ihr Eingeſtaͤndniß erwieſen werden ſoll , noch an —

derwärts her ſolche Unterſtuͤtzungen hat , um de⸗

rentwitlen man vernuͤnftiger Weiße annehmen

kann, daß Wahrheit und nicht wechſelſeitiger Vor⸗

theil das Geſtändniß geformt habe ; b ) zu Zeu—⸗

gen koͤnnen Verwandte , die in der Gewalt der

Eheleute ſtehende Kinder und Enkel ausgenom⸗

:

men , und Hausgenoſſen oder Ehehalten ( Dienſt⸗

boten) aufgerufen werden , ohne daß ihre Glaub —

würdigkeit durch dieſe Angehoͤrigkeit allein verrin⸗

gert wird , wiewohl nachmals jede aus der Sache

aus den Ausſagen oder aus Nebenumſtaͤnden be —

weißliche Vorliebe für den einen ; oder Abneigung

gegen -den andern Theil deſto leichter hinreicht ,

um die Glaubwuͤrdigkeit ihrer Auſſagen wankend

àu maͤchen; c ) Eides⸗Zuſchiebungen finden nicht
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ſtatt , weder fuͤr noch wider die Ehe ; wohl aber

kann und ſoll der Richter , wo ein oder der an⸗

dere Theil rechtserhebliche aber nicht hinläͤnglich

erwieſene , doh auh niht ganz unerwieſen geblie —

bene Umſtäͤnde vorgebracht hat , deren Beſtäͤti⸗

gung oder Verlaͤugnung auf den Eid desjenigen

von beeden Theilen ausſetzen , von welchem er

nah den Umſtaͤnden , mithin in Vergleichung

der beederſeitigen Wiſſensfaͤhigkeit und Wahrheits⸗

Liebe , am ſicherſten die Wahrheit zu verfahren

hoft , ohne darinn an eine Rückſicht auf den Un⸗

terſchied eines halben oder nicht halben Beweiſes

oder an den vermeintlichen Vorzug eines Erfül⸗

lungs⸗ vor einem Reinigungs- Eyde gebunden

zu ſeyn .

( Ehe - Einreden . )

66 ) Von denen dieſer Art von Streitigkei⸗
ten eigenen Einreden fofi a ) die Einrede der

Ausgleichu ng ( Compensationis ) wegen

fruͤher von dem klagenden Ehegatten begangenen

eherechtswidrigen Vergehen niemals das Schei⸗

dungs⸗Geſuch des klagenden Ehegatten , wenn

es fonſt gegruͤndet iſt , aufheben können , wohl
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aber die Genugthuung, und zwar gangy ſo oft

ſie ſo erwieſen ſind , daß darauf , wenn ſie zuerſt

eingeklagt worden waͤren, die Scheidung eben

wohl Hatte erfolgen můffen , oder zum Theil ,

wenn ſie zwar dazu nicht ausreichen , aber Doh .

darlegen , daß der andere durch dieſe Vergehen
einen natürlichen und der Gebrechlichkeit der

menſchlichen Natur verzeihlichen Anlaß zu ſeinen

Ehe - Vergehungen erhalten babe . b ) die Einrede
der Verſoͤhnu ng ( Condonationis ) ſie mag
nun auf ausdruͤckliche Aeuſſerungen oder auf

einen nah erlangter Wiſſenſchaft von dem Schei⸗

dungsgrund fortgeſetzten ehelichen Beyſchlaf ge —

gruͤndet ſeyn , muß in ſo weit auch amtshal⸗
ber beruͤckſichtet werden , daß die Parthien uͤber

deren Daſeyn oder Nichtdaſeyn zu befragen ſind ,

kann aber , ſo lang ſie nicht von einem Theil der

Ehegatten behauptet und einigermaßen glaublich ge⸗
macht wird , nicht auf einen Eyd ausgeſetzt wer -

den , o ) die Einrede einer ſchuldhaften Ver⸗

anlaſſung , welche der klagende Theil zu dem

von ihm eingeklagten eherechtswidrigen Vorgang

gegeben habe , kann ein ſonſt begruͤndetes Schei⸗

dungs⸗Geſuch nicht , ſondern nur , ( wie oben
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bemerkt worden ) die Genugthuung ganz oder

zum Theil aüfheben .

( Entſcheidungs⸗Form . )

67 ) Da alle Ehe⸗Sachen polizeylich behan⸗

delt werden ſollen , ſo folget daraus , daß in Ehe⸗

ſtreit⸗Sachen keine Beſcheide und Urtheile , ſon⸗

dern Weiſungen und Trennungs⸗Schei⸗

ne oder Scheidbriefe zu geben find . © o

lang nemlich die Sache nur weitere Aufklaͤrun⸗

gen betrifft ; ſo werden die ſachgemäße Verfü⸗

gungen zur Eroͤffnung und zum Vollzug an den

Unterrichter oder Commiſſaͤr erlaſſen . Wird eine

nachgeſuchte Zernichtung oder Trennung verwor⸗

fen , ſo geſchieht das Nemliche . Wird hingegen

eine Zernichtung oder Trennung , es ſey nun letztere

fuͤr beſtäͤndig oder auf Zeit und Biel ; oder unbes .

ſtimmt , das heißt bis auf weitere obrigkeitliche

Verordnung zugelaſſen ; ſo wird alsdann außer “

der Eröffnung dieſes Beſchluſſes zur Verkuͤndung

und Vollziehung zugleich ein Trennungs —

Schein unter dem Siegel fuͤr die Eheleute zur

Aufloſung ihrer Lebens - Gemeinſchaft ausgeſer⸗

tigt . Diefer enthált die Namen der Ehegatten y
Ş



y 2

88

die Erlaubniß zur Aufloͤſung ' oder Trennung

ſo wie den Grund derſelben nach einer derin

dieſem Geſetz deßfalls aufgeſtellten Benennungen ,
und die Zeit , wie lang letztere dauern , ſodann

in Vernichtungsefällen die Erlaubniß zur ander⸗

weiten Verheyrathung nach Umlauf der Aushar⸗

rungszeit , bey Trennungsfallen aber , wo das

Staatsgeſetz einer Wieder - Verheyrathung nicht

im Wege iſt , die Bemerkung, daß ihm jedoch

anders nicht als nach!vorgelegter kirchlicher die⸗

ſer , Ordnung gemaͤß geſuchter und erlangter Wer

goͤnnung , anderweit zu heyrathen , erlaubt ſey .

Beyh dem als ſchuldig geſchiedenen Theil , wird

ſtatt des Worts : Vergoͤnnung geſetzt Nach⸗

ſicht .

( Verkündung der Entſcheidungen . )

65 ) Der Verkuͤndigung und Aushaͤndigung
ſolcher Trennungsſcheine muß jedesmal noch ein

guͤtlicher Vereinigungs - Verſuch in jenen Faͤllen

vorausgehen , wo nach obigen Regeln das Pfarr⸗

Aunt zuvor ſchon einen ſolchen zu machen hatte ,

der dann , wann er gelingt , dem Unterrichter

oder Commiſſar Fug und Macht giebt , die Tren⸗
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nungsſcheine zu vernichten , wo nachmals deſſen
von ihm den Eheleuten in die Hand zu geben⸗
des Zeugniß alsdann die Ehe von neuem beſtaͤt⸗

tiget . Iſt aber ſolcher Verſuch fehlgeſchlagen ,

oder nicht zulaͤßig geweſen , und die Ausliefe - ⸗

rung der Trennungsſcheine nun erfolgt : ſo kann
nachmals die Che nicht ohne neue Erlaubniß
der Oberbehoͤrde , welche die Trennung verfuͤgt

hat , erneuert , und dieſe Erlaubniß anders nicht

ertheilt werden , als wenn Gruͤnde angefuͤhrt ſind,
und durch das Zeugniß der einſchlagenden Pfarr⸗

Aemter und Sitten⸗Richter wo deren beſtehen /
beurkundet werden , aus denen zu hoffen ſteht ,

daß die Ehe nicht wieder den vorigen oder andern

Trennungs - Veranlaſſungen werde ausgeſetzt ſeyn ,
und müſſen , wo die Widerveteinigung erlaubt

wird , die Trennungsſcheine oder Scheidbriefe zur

Vernichtung eingefordert werden .

( Streitkoſten und Nebenpunkte. )
69 ) Ueber die Prozeßkoſten ſoll nicht in je⸗

nen Scheidbriefen , aber in der Eroͤffnungs - Ver⸗

fuͤgung an die Unter - Behoͤrde , welche ſie begleiten

muß , das Noͤthige geſagt werden ; das dann
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entweder in der Verweiſung des einen Theils in

alle Koſten beſteht , wann der andere Theil ganz

unſchuldig iſt , oder in der Vergleichung der Koſten

wenn beede Theile Schuld tragen , welche jedoch

nachmals in jenen Ehen , two die Eheleute in einer

Ertungenſchafts⸗Gemeinſchaft ſtehen , die beſon⸗

dere Natur annimmt , daß beeder Theile Koſten

als Einbuße zuſammengeworfen und nach Ein⸗

bußqRecht vertheilt werden . Eben fo muf diefe

Neben - Verfügung über Schuld oder Unſchuld des

einen und andern Theils an der Trennung , uͤber den

Uaterhalt der Frau , und uͤber die Erziehung der

Kinder , wo dazu der Fall da iſt , Vorſorge thun .

Niemals aber darf die Neben - Verfügung fih in

die Gegenſtände , welche das Vermoͤgen betreffen ,

einlaſſen , ſondern daruͤber muß , wann die Perſo⸗

nen auch in bürgerlichen Streitſachen unmittelbar

unter der nemlichen Ober - Behoͤrde ſtehen , dennoch

ein beſonderes Urtheil ausgeſprochen werden ;

wann aber deren ordentlicher Gerichtsſtand die

Unter⸗Behoͤrde iſt , ſo muß dieſer bey Eroͤrterung

des Ehebetreffs nur uͤberlaſſen werden , uͤber Ab⸗

trag oder Genugthuung und Vermoͤgens - Ausein⸗

anderſetzung das Rechtliche zu erkennen . Dieſe
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Unter - Behoͤrde darf jedoch nachmals uͤber Schuld

oder Unſchuld nicht mehr erkennen , ſondern muß

darinn das Ermeſſen der Trennungs - Obrigkeit ,

ſobald die Scheidung gemeinſchaftlich anerkannt

iſt Cund fruͤher fann úber ihre Folgen kein Rechts⸗

Streit zugelaſſen werden ] als eine dadurch allemal

mit anerkannte Sache anſehen , und nachmals nur

die geſetzliche Folgen dieſer Schuldhaftigkeit auf

die Vermoͤgens - Rechte nach §. 49 richterlich be⸗

ſtimmen .

( Rekurs in Eheſachen . ) “

70 . ) So wie gegen dieſe Vermoͤgens - Beſchei⸗

de die ordentliche Rechtsmittel ſtatt finden ; ſo

koͤnnen hingegen wider die polizeyliche Zulaſſung

oder Verſagung der Trennung dieſe Rechts⸗

Mittel niemals zugelaſſen werden , ſondern wann

einer der Ehegatten ſich bey der Anordnung nicht

beruhigen wollte , und glaubte , daß das Ermeſſen

gegen dieſe Ehe - Ordnung anſtoͤße; ſo hat er bey

der oberſten Staats - Behoͤrde ſeine Beſchwerde

einzubringen , die dann nach eingefordertem und

eingeſehenem Bericht der Behoͤrde, uͤber deren
Verfuͤgung ſich beſchwert wird , ſolche beſtäti⸗
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gen oder anders beſtimmen fanny je nachdem es

die Lage der Sache fordert , und die mit dieſer

Reſolution dem Streit ſeine letzte unabänderliche

Entſcheidung giebt , die aber , wann ihr eine wei⸗

tere Unterſuchung zuvor noͤthig ſcheint „deren

Vornahme mit dem Entſcheidungs - Recht uͤber

deren Folgen dem Regierungs⸗Collegium der

Provinz für einen ſolchen Fall in Auftrag giebt .

Jene Beſchwerde kann , ohne an eine gewiſſe Zeit

oder Rechtsfoͤrmlichkeit gebunden zu ſeyn , ange⸗

bracht werden , ſo lang noch kein gemeinſchaftliches

Anerkenntniß der Anordnung zu Stand gekom⸗

men iſt . Woeinmal ein ſolches dazwiſchen ge⸗

treten waͤre, da fäͤllt alles Recht zur Beſchwerde

uͤber die ſtaatspolizeyliche Verfuͤgung der Mittel

Behoͤrde weg , und fann es von feiner Wirfung

ſeyn , wann etwa in einem Punect , z. B . in der

Trennungs⸗Verfüͤgung/ die Parthien die Herfi

gung anerkennen / aber in verwandten Puneten /

z. E . in Beſtimmung der Schuldhaftigkeit des

Anlaſſes , eine Beſchwerde vorbehalten wollten .

Vorhanden iſteine ſolche Anerkenntniß bey Ab⸗

weiſung von Trennungs⸗Geſuchen , ſo bald

beede Theile nad Eröͤffnung des Beſcheides wie⸗
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der zuſammengezogen ſind , es ſey nun freywillig

oder mittelſt obrigkeitlicher Dazwiſchenkunft ohne

dagegen ſogleich angekuͤndigten Recurs geſchehen ,

bey Zulaſſung derſelben aber , ſobald beede

Theile von einander gezogen ſind , oder auf den

Beſcheid hin ihr Vermoͤgen abzuſondern ange —

fangen haben ; ingleichem in jedem der beeden

obigen Faͤlle ſobald beede Theile beweißlich eine

ausdruͤckliche oder ſtillſchweigende Erklaͤrung der

Anordnung fich unterwerfen zu wollen , inners

oder außerhalb Gerihts von fih gegeben haben .

( Strafen und Taxen . )

71 ) Was die anzuſetzende Gebuͤhren und .

Taxen betrift , ſo wird die demnaͤchſt erſcheinende

Tax⸗Ordnung daruͤber Maaß und - Biel geben :

bis dahin iſt fuͤr jeden Bezirk dasjenige anzu —

ſetzen , was dem vorherigen Geſetz oder Gebrauch

gemaͤß iſt , ſofort auch das Angeſetzte , ſammt

den etwa erkannten Geldſtrafen dem Staatsbeu⸗

tel , dem Gerichtsherrn , oder den milden Stiftun⸗

gen zuzuweiſen , je nachdem es das vorige Her —

kommen erfordert , nur mit der doppelten Ein⸗

ſicht , einestheils , daß das , was vorhin als

Gerichts - Tax zum geiſtlichen Gericht angeſetzt
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ſchaft angeſetzt werde , und daß Trennungsſcheine ,

die nun an die Stelle der ehemaligen Endurthei —

Te getreten find ; den Tax der Endurtheile zu

entrichten haben . Die proteſtantiſche bisherig

Geiſtliche und Ehe-Gerichte werden daher hiermit
angewieſen , den betreffenden Provinz-Behoͤrden
zu eroͤffnen, was in jedem der verſchiedenen
Faͤlle, woruͤber die Verfuͤgung nun ' an diefe

weltliche Stellen uͤbergeht, und zu weſſen Gun⸗

ſten es angeſetzt worden , um ſich in dem obge⸗

dachten Zeitraum der noch fuͤrdaurenden alten

Tax⸗Anſoͤtze darnach richten zu koͤnnen.

7: A

( S hluf . )

72 ) Wann nun hiermit alleg dasjenige aug -

fuͤhrlich vorgezeichnet ; iſt , was noͤthig erachtet

worden , damit im Punkt der Ehe⸗Sachen dem

großherzoglichen Kirchen Conſtitutions⸗Ediet vom

Taten May 1807 . ſeinem Sinn und Buchſtaben

nach , ein voͤlliges Genuͤge geſchehen koͤnne; ſo er⸗

wartet man nunmehr , daß von dem in jener

Conſtitution ausgedruckten erſten Auguſt an alle

wurde , nun fuͤr die weltliche , Gerichts Herr⸗
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dem Großherzogthum angehoͤrige Juſtiz und

Polizeyſtellen ſich darnach auf das genaueſte ach⸗

ten , ſo lieb ihnen iſt die Großherzogl . Ungnade

und den Erſatz alles durch Nichtbeobachtungen

entſtehenden Schadens zu vermeiden .

Beſchloſſen im Großherzoglichen Geheimen

Rath und deſſen Juſtiz⸗Departement den 1gten

July 1807 .

( S

vt . Reinbardt . vyt. Sein .

Auf Sr . Koͤnigl . Hoheit Special⸗Befehl .
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